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Ursula Feist/Dieter Fröhlich/Hubert Krieger

Die politischen Einstellungen von Arbeitslosen

Zwischen Protest und Resignation

I. Problemstellung
Der Zusammenbruch der Weimarer Republik
vor einem halben Jahrhundert hatte mehrere
Ursachen. Weitgehende Einigkeit besteht
darüber, daß der wichtigste Auslöser für das
Scheitern der ersten deutschen Demokratie
und für das atemberaubende Erstarken des
Nationalsozialismus auf die sozialen Folgen
der Weltwirtschaftskrise zurückgeführt wer-
den kann: sinkender Lebensstandard, feh-
lende Zukunftsperspektiven und vor allem
Massenarbeitslosigkeit.
Daß in Deutschland ökonomische Krisen
schnell als ein Versagen des politischen Sy-
stems interpretiert werden und auch heute
noch eine Anti-Systemhaltung hervorrufen,
schien sich in der ersten, vergleichsweise mil-
den Rezession der Bundesrepublik Mitte der
sechziger Jahre zu bestätigen: Nach jahrelan-
ger Überbeschäftigung mit Arbeitslosenquo-
ten um 0,7% wies die Statistik im Jahre 1967
plötzlich ,1% Arbeitslose auf. In genau diese
Jahre fällt auch das Erscheinen der rechtsra
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-
dikalen NPD auf der politischen Bühne der
Bundesrepublik: Sie war kurzfristig in mehre-
ren Landtagen vertreten und verfehlte 1969
mit einem Stimmenanteil von 4,3% nur knapp
den Einzug in den Bundestag. Die historische
deutsche Erfahrung über den Zusammenhang
von Wirtschaftskrisen und rechtsradikaler
politischer Entwicklung schien sich zu bestä-
tigen und ließ für die politische Entwicklung
der Bundesrepublik im Falle einer wirklich
schweren Wirtschaftskrise nichts Gutes ah-
nen ).
Seit 1980 hat sich die wirtschaftliche Situa-
tion der Bundesrepublik ständig verschlech-
tert, was an der Arbeitslosenquote, die in die-
sem Zeitraum von 3,8% fast kontinuierlich auf
über 9% stieg, sichtbar ist. Die Zahl der regi-
strierten Arbeitslosen liegt heute deutlich
über 2 Millionen; die stille Reserve wird auf
weit über 1 Million veranschlagt — eine zu-

rückhaltende Schätzung. Alle mittelfristigen
Prognosen zur künftigen Beschäftigungssitua-
tion gehen von einem gleichbleibend hohen
Niveau der Arbeitslosigkeit in der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre aus. Unterdessen
verschärft sich die materielle Situation der
Arbeitslosen: Immer mehr Arbeitslose wan-
dern aus der Arbeitslosenhilfe ab und werden
zu Sozialhilfempfängern2).
Die zu befürchtenden Rückwirkungen der ho-
hen Arbeitslosigkeit auf der politischen
Ebene sind bisher jedoch ausgeblieben: Im
rechten politischen Spektrum hat sich — ent-
gegen den historischen Erfahrungen — bisher
keine neue Partei etablieren können. Am lin-
ken Rand ist die DKP, die die klassischen
Konfliktlinien zwischen Arbeit und Kapital
thematisiert, zur Bedeutungslosigkeit ge-
schrumpft. Allein die GRÜNEN sind dabei,
das Parteiengefüge der Bundesrepublik zu
verändern. Ihr zentrales politisches Angebot
— Ökologie und Abrüstung — eignet sich auf
den ersten Blick aber nicht als Kristallisa-
tionspunkt des politischen Protests materiell
verunsicherter und bedrängter Bevölkerungs-
teile.
Dennoch, eine glatte politische Oberfläche
kann trügen; unter dieser Oberfläche können
sich Bewegungen vorbereiten und neue
Kräfte formieren, die später durchbrechen. Es
gibt auch eine Ruhe vor dem Sturm. Und
schließlich ist eine weitere Situation denkbar:
ökonomisch verunsicherte Staatsbürger und
materiell stark Bedrängte wie die Arbeitslo-
sen halten ihre politischen Präferenzen un-
verändert bei oder schichten sie innerhalb
des etablierten Parteiensystems um — oder
resignieren, wenigstens vorerst.
Unsere Untersuchung der politischen Einstel-
lung von Arbeitslosen versucht, den Einfluß
der gegenwärtigen Wirtschaftskrise für be-
reits sichtbare Verschiebungen parteipoliti-



scher Kräfteverhältnisse, aber auch für la-
tente und möglicherweise erst spätere politi-
sche Verwerfungen zu analysieren. Hierfür

stehen uns Befragungsdaten aus bundeswei.
ten repräsentativen infas-Untersuchungen
zwischen 1980 und 1984 zur Verfügung.

II. Das Analyseraster

Als Analyseraster verwenden wir zwei Di-
mensionen im Rahmen „konventioneller poli-
tischer Partizipation". Es sind dies die Dimen-
sionen: Aktivitätsniveau und „Art" der präfe-
rierten Partei.
a) „Konventionelle politische Partizipation“
meint unter anderem politisches Engagement
im Rahmen regelmäßiger Wahlen zu den ver-
schiedenen Parlamenten. Die von uns erhobe-
nen Parteipräferenzen sind zwar nicht mit tat-
sächlichen Wahlentscheidungen für die be-
vorzugten Parteien identisch: in der Praxis
liegen nach aller Erfahrung jedoch Präferenz
und tatsächliche Stimmabgabe für diese Par-
tei nahe beieinander. Zum etablierten Wis-
sensstand der Wahlforschung gehört ferner,
daß Befragte ohne eine geäußerte Parteipräfe-
renz eher den Nicht-Wählern zuzurechnen
sind. Diese Erfahrungen erlauben es, konven-
tionelles politisches Engagement in folgende
Dimensionen aufzuteilen:
— aktiv, d. h. genannte Parteipräferenz und
damit wahrscheinlicher Wähler einer Partei,
sowie
— passiv, d. h. ohne Parteipräferenz und da-
mit wahrscheinlicher Nicht-Wähler.

b) Parteien und ihre Politikangebote sind die
Adressaten konventioneller politischer Parti-
zipation. Hier muß unterschieden werden
nach etablierten, systemkonformen Parteien
und nicht-etablierten, möglicherweise sy-
stemkritischen Parteien.

Die Kombination beider Dimensionen führt
nun zu folgender Typologie politischer Reak-
tionen auf ökonomische Krisen im Rahmen
konventioneller politischer Partizipation.

Typ A entspricht der normalen Reaktion im
Rahmen einer parlamentarischen Demokra-
tie: Krisenbetroffene Bürger wählen eine Par-
tei des etablierten Parteienspektrums. Hier
konkurrieren zwei Erklärungsansätze, die
Antiregierungsthese und die Klientelthese,
die beide in verschiedenen Zusammenhängen
empirische Evidenz beanspruchen können
und im Verlauf dieser Arbeit noch breitere
Behandlung erfahren.
Bei Typ B bevorzugen Wähler im Prinzip eine
etablierte Partei, finden sie aber letztlich
nicht attraktiv und kompetent genug, um für
sie zu stimmen. Hier deuten sich Verunsiche-
rung und Resignation an3). Zur Operationali-
sierung von Typ B müßten somit weitere Indi-
katoren herangezogen werden, die — obwohl
keine Parteipräferenz genannt wird — auf die
Nähe zu einer etablierten Partei schließen
lassen. Dieser Frage soll im Rahmen der Un-
tersuchung nicht weiter nachgegangen wer-
den.
Typ C enthält den klassischen Fall massiven
politischen Protests. Aktives politisches En-



gagement richtet sich auf nicht-etablierte und
eventuell auch extremistische oder radikale
Parteien, die Problemlösungen neuer und
zum Teil grundsätzlicher Art anbieten, dabei
den institutionalisierten Konfliktmechanis-
mus im Prinzip ablehnen und das politische
System insgesamt in Frage stellen. Die Natio-
nalsozialisten der Weimarer Zeit, die NPD
Ende der sechziger Jahre sowie alle orthodo-
xen kommunistischen Parteien lassen sich
hier einordnen. Zu prüfen ist, inwieweit die
Partei DIE GRÜNEN ganz oder in Teilen die-
sem Typ zuzuordnen wäre.

Im Typ D drückt sich gleichermaßen eine Pro-
testaktion aus, bei der Wähler eine extreme
Partei im Prinzip bevorzugen, ohne sie zu
wählen. Dies kann Unentschlossenheit signa-
lisieren, aber auch die Folge eines noch nicht
existierenden Politikangebotes und eines
noch fehlenden organisierten Kristallisations-
punktes sein. Auf jeden Fall liegt hier ein
latentes Protestpotential, das unter veränder-
ten politischen Konstellationen aktiviert wer-

den kann. Zur Operationalisierung werden
hierbei Indikatoren verwandt, die politische
Nähe zu linken und rechten Randparteien
vermuten lassen.
Im Rahmen dieser Typologie werden die poli-
tischen Einstellungen der deutschen Arbeits-
losen unter den Fragestellungen analysiert:
1. Wie verteilen sich die parteipolitischen
Präferenzen der Arbeitslosen auf etablierte
Parteien einerseits und auf nicht-etablierte
und eventuell systemkritische Parteien ande-
rerseits?
2. Sind — innerhalb des etablierten Parteien-
spektrums — die Parteipräferenzen der Ar-
beitslosen eher durch die Klientel- oder die
Antiregierungsthese zu erklären?
3. Wie stark ist das Protestpotential unter
den Arbeitslosen und welche Rolle spielt da-
bei die Partei DIE GRÜNEN als Kristallisa-
tionskern politischen Protests?
4. Läßt sich das Protestpotential der Nicht-
wähler heute schon bestimmen?

III. Parteipräferenz von Arbeitslosen in der ersten Hälfte
der achtziger Jahre

Im ersten Halbjahr 1984 haben die Sozialde-
mokraten bei den Arbeitslosen einen deutli-
chen Vorsprung vor der Union: 45 % der Ar-
beitslosen präferieren die SPD; auf die CDU/
CSU entfallen 24 %. Beachtlich ist auch das
Abschneiden der GRÜNEN, die 13 % der Ar-
beitslosen hinter sich sammeln können. Die
FDP ist ebenso wie die anderen Parteien mit
einem Anteil von 1 % bedeutungslos.

Damit ist die Verteilung der Parteipräferen-
zen von Arbeitslosen auf die einzelnen Par-
teien im Vergleich zur Situation vor fünf Jah-
ren im wesentlichen stabil geblieben. Im er-
sten Halbjahr 1980 erreichte die SPD einen
Wähleranteil von 44 %. Die CDU/CSU lag mit
24% bei den Arbeitslosen abgeschlagen auf
dem zweiten Platz. Die GRÜNEN und die an-
deren Parteien erreichten damals zusammen
10 %. Neben dem Zuwachs der GRÜNEN liegt
der einzig gravierende Unterschied zur Situa-
tion im ersten Halbjahr 1984 im schlechteren
Abschneiden der Liberalen, die 1980 noch 4 %
der Arbeitslosen auf sich vereinigen konn-

Doch diese Stabilität täuscht. Analysiert man
die Entwicklung im Zeitverlauf, so werden er-
hebliche Verschiebungen sichtbar, insbeson-
dere im Vorfeld der letzten Bundestagswahl.
Im zweiten Halbjahr 1982 lagen CDU/CSU
und SPD bei den Arbeitslosen Kopf an Kopf.
Die SPD konnte zu diesem Zeitpunkt 34 %,
die CDU/CSU 33 % der Arbeitslosen auf sich
vereinigen. Jeder zehnte Arbeitslose ent-
schied sich für die GRÜNEN und nur jeder
fünfzigste für die FDP. Außerdem ist auffal-
lend: Jeder fünfte Arbeitslose konnte Ende
1982 keiner Partei sein Vertrauen ausspre-
chen.
Die Verluste der Sozialdemokraten innerhalb
eines Teils ihrer Stammwählerschaft am Ende
der sozial-liberalen Koalition deuten auf ei-
nen Abnutzungsprozeß der führenden Regie-
rungspartei hin, gleichzeitig profitierte davon
die CDU/CSU als größte Oppositionspartei,
wie auch DIE GRÜNEN als nicht-etablierte
Partei. Wie lassen sich diese Prozesse inner-
halb des etablierten Parteiensystems bzw.
zwischen dem etablierten und nicht-etablier-
ten Teil des Parteiensystems erklären?



IV. Reaktionen der Arbeitslosen innerhalb des etablierten
Parteiensystems

Der Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und
politischem Verhalten wird innerhalb der Po-
litikforschung kontrovers diskutiert. Hierbei
konkurrieren vor allem die ,Anti-Regierungs-
these" und die „Klientelthese". Ausgangspunkt
beider Erklärungsmodelle ist die zuneh-
mende Erwartungshaltung der Bürger gegen-
über dem Staat und den Parteien.

1. Theoretische Ableitung: „Anti-Regie-
rungs-“ versus „Klientelthese"

Auch wen Arbeitslosigkeit primär das Er-
gebnis ökonomischer Prozesse ist, die wesent-
lich vom Verhalten privater Akteure be-
stimmt werden, so ist doch mit der Entwick-
lung des Wohlfahrtsstaates eine zunehmende



direkte und indirekte Intervention staatlicher
Stellen in den Wirtschaftsprozeß zu beobach-
ten. Der Keynesianismus begründete die di-
rekte makroökonomische Steuerung, wäh-
rend der liberale Korporatismus eher indi-
rekte Steuerungsmechanismen herausbildete.
Die Parteien haben in ihrer Selbstdarstellung
diesen Prozeß verstärkt In fast allen Bundes-
tagswahlkämpfen der Nachkriegszeit haben
ökonomische Themen eine wichtige Rolle ge-
spielt. Hierbei präsentierten sich die Parteien
als fast omnipotente Institutionen, die zur Lö-
sung schwierigster ökonomischer Probleme
in der Lage sind. Jüngstes Beispiel ist die
Bundestagswahl 1983, wo unter anderem der
.wirtschaftliche Aufschwung“ und Lehrstellen
für alle Jugendlichen versprochen wurden.
Die Reaktion der Wähler auf diesen Prozeß
manifestiert sich in einer zunehmenden Er-
wartungshaltung im Hinblick auf die Steue-
rungsfähigkeit des Staates im wirtschaftli-
chen Bereich. Es entsteht eine ökonomische
,Output“-Orientierung, die einen reibungslo-
sen wirtschaftlichen Ablauf als „selbstver-
ständliche“ staatliche Leistung erwartet. Stellt
sich das erwartete, weil versprochene Ergeb-
nis nicht ein, so wird dem Staat unmittelbar
die Schuld für diese ökonomische Fehlent-
wicklung, insbesondere auf dem Arbeits-
markt, zugewiesen.
Hierauf aufbauend diversifizieren sich die
beiden Erklärungsansätze. Die ,Anti-Regie-
rungsthese" vermutet eine Schuldzuweisung
bei Arbeitslosigkeit gegenüber der jeweiligen
nationalen Regierungspartei. Arbeitslosigkeit
wird hiernach durch die Wähler als man-
gelnde Kompetenz der Regierung im Bereich
der Beschäftigungspolitik interpretiert. Die
Wähler reagieren unmittelbar mit Legitima-
tionsentzug. Die Regierungsparteien verlie-
ren sowohl bei den individuell betroffenen
Arbeitslosen als auch in der gesamten Wäh-
lerschaft an Unterstützung. Hiervon profitie-
ren in der Regel die etablierten Oppositions-
parteien auf nationaler Ebene.
Demgegenüber hat die „Klientelthese“ zwei
Varianten. Die erste Variante geht von fol-
gendem Begründungszusammenhang aus ):
Bei den etablierten Parteien gibt es innerhalb
der verschiedenen Politikfelder
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(und damit
auch innerhalb der Wirtschaftspolitik) Berei-
che, in denen einer Partei über einen länge-
ren Zeitraum eine höhere Sachkompetenz zu-
gewiesen wird. Untersuchungen zeigen, daß

insbesondere sozialdemokratischen bzw. so-
zialistischen Parteien eher eine erfolgreiche
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zugetraut
wird als bürgerlich/konservativen Parteien.
Der Grund: .Arbeitnehmerparteien“ müssen
in der Regel größere Anstrengungen zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit machen, da
ihre Wählerklientel ein größeres Arbeits-
marktrisiko als die Wählerklientel bürgerli-
cher Parteien trägt.
Hieraus folgt: Diejenige Partei reüssiert mit
steigender Arbeitslosigkeit — unabhängig da-
von, ob sie Regierungsverantwortung trägt —,
der die höchste Problemlösungskompetenz
durch die Wähler zugewiesen wird. Dies sind
in der Regel in der Bundesrepublik die Sozial-
demokraten.
Die zweite Variante der „Klientelthese“ be-
tont die Bedeutung langfristiger Loyalitäts-
bindungen an eine bestimmte Partei; sie be-
gründet damit die „Stammwählerthese". Diese
Bindungen werden vor allem durch die politi-
sche Sozialisation vermittelt. Darüber hinaus
spielt die Zugehörigkeit bzw. die Nähe zu ge-
sellschaftlichen Großorganisationen, wie z. B.
Kirchen und Gewerkschaften, eine wichtige
Rolle für die Herausbildung eines Stammwäh-
lerverhaltens in der Bundesrepublik. Die
Stammwählerbeziehungen zwischen Partei
und bestimmten Wählergruppen ermöglichen
aufgrund der Zugehörigkeit zu einer „Werte-
gemeinschaft“ zumindest eine zeitweise Ent-
kopplung des materiellen Resultats von Poli-
tik, das durch die eigene Partei mitbeeinflußt
wird, von der Wertschätzung dieser Partei.
Die Beziehung ist damit relativ enttäu-
schungsfest. Die Parteiloyalitäten strukturie-
ren „die selektive Aufnahme, Bewertung, Ver-
arbeitung und Handlungskonsequenz von In-
formationen über die Leistung der betreffen-
den Partei: Für treue Parteigänger gibt es
viele Möglichkeiten, Fehlleistungen ihrer
Partei durch argumentative Hilfskonstruktio-
nen zu rationalisieren“ ). Der eigenen Partei
wird hiernach von
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den Stammwählern in der
Regel eine höhere Kompetenz in der Beschäf-
tigungspolitik zugewiesen.
Die zweite Variante der „Klientelthese" fol-
gert hieraus, daß Stammwähler auch unter
Bedingungen hoher Arbeitslosigkeit bzw. ei-
gener Arbeitslosigkeit die Loyalität zu ihrer
Partei nicht aufkündigen, auch wenn diese
Partei Regierungsverantwortung trägt. Die
,Anti-Regierungsthese“ hat hiernach nur bei



den politisch ungebundenen Wählergruppen
Gültigkeit, bei den Stammwählern hingegen
gilt die „Klientelthese".

2. Operationalisierung der Hypothesen

Die theoretischen Überlegungen zum ,Anti-
Regierungsverhalten" lassen sich in drei Hy-
pothesen operationalisieren:
a) Arbeitslose wählen stärker als die Wähler
insgesamt die Oppositionsparteien.
b) Mit steigender Arbeitslosigkeit verlieren
die Regierungsparteien Unterstützung in der
Wählerschaft und bei den Arbeitslosen.-Die-
ser Zusammenhang wird auch als Kontextef-
fekt bezeichnet.
c) Unter den Arbeitslosen wird der „Output"
der Regierung schlechter beurteilt als in der
Gesamtwählerschaft. Den Oppositionspar-
teien hingegen wird von den Arbeitslosen
eine höhere Problemlösungskompetenz zuge-
sprochen.
Die erste Variante der Klientelthese führt
ebenfalls zu drei Hypothesen:
a) Arbeitslose wählen stärker die SPD als die
CDU/CSU, unabhängig davon, ob die SPD in
.der Regierung ist.

b) Mit steigender Arbeitslosigkeit gewinnt
die SPD Unterstützung in der Wählerschaft
und bei den Arbeitslosen.
c) Der SPD wird über einen längeren Zeit-
raum von den Wählern ein Kompetenzvor-
sprung vor der CDU/CSU in Hinsicht auf die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zugespro-
chen.

3. „Anti-Regierungsthese" oder „Klientel-
these": Welches theoretische Modell hat
den höheren Erklärungsgehalt?

Zur Überprüfung der Anti-Regierungsthese
haben wir die Differenz zwischen der Partei-
präferenz für CDU/CSU und SPD bei Arbeits-
losen und Wählern insgesamt gebildet. Hier-
nach weisen die Sozialdemokraten mit einer
Ausnahme (1. Halbjahr 1982) im gesamten
Zeitverlauf ein deutliches Übergewicht ge-
genüber der CDU/CSU bei den Arbeitslosen
auf. Dies wird an den negativen Vorzeichen in
Tabelle 1 deutlich. Den höchsten Vorsprung
erreichen die Sozialdemokraten vor der Bun-
destagswahl 1980 mit einem Wert von —36;
18% der Arbeitslosen votieren zu diesem
Zeitpunkt für die CDU/CSU, 56 % für die SPD.
D. h., auch in der Zeit SPD-geführter Bundes-
regierungen lag die SPD in der Wählergunst
von Arbeitslosen klar vor der Union. Gleich-
zeitig aber verringert sich der relative Vor-
sprung der Sozialdemokraten von 36 Punkten

auf einen Gleichstand kurz vor dem Regie-
rungswechsel im ersten Halbjahr 1982.

Tabelle 1:

Welcher Trend zeigt sich, wenn man in der
Zeit SPD-geführter Bundesregierungen die
Parteipräferenz im Vergleich von Arbeitslo-
sen und Wählern insgesamt analysiert? In
dieser Zeit lag der CDU/CSU-Anteil bei den
Wählern insgesamt höher als bei den Arbeits-
losen. Die geringste Differenz zwischen bei-
den Gruppen wurde im ersten Halbjahr 1981
erreicht. Zu diesem Zeitpunkt lag die Union
sowohl bei den Befragten insgesamt als auch
bei den Arbeitslosen um vier bzw. fünf Pro-
zentpunkte hinter der SPD. Der von der Anti-
Regierungsthese prognostizierte größere
Rückhalt der Oppositionspartei CDU/CSU
bei den Arbeitslosen ist somit nicht zu beob-
achten. Damit läßt sich für die Zeit der SPD-
geführten Bundesregierung die Anti-Regie-
rungsthese zurückweisen. Die bisher be-
schriebene Entwicklung deutet eher auf ein
politisches Verhalten der Arbeitslosen hin,
das durch eine Klientelbeziehung zwischen
Arbeitslosen und SPD bestimmt wird.
Dennoch ist dieses Ergebnis mit gewissen
Einschränkungen zu versehen, da die Unter-
stützung der Sozialdemokraten durch die Ar-
beitslosen zum Ende der sozial-liberalen Ko-
alition nachließ. Dies wird auch deutlich,
wenn man den Unterschied im Parteienindex
(CDU/CSU minus SPD) zwischen den efrag -



ten insgesamt und den Arbeitslosen bis zum
Regierungswechsel im zweiten Halbjahr 1982
analysiert. Die Klientelbeziehung der Arbeits-
losen zur SPD verliert zu diesem Zeitpunkt
erheblich an Wirkung. Betrug im zweiten
Halbjahr 1980 die Differenz zwischen dem In-
dexwert für die Arbeitslosen ( — 36) und den
Wählern insgesamt (-7) noch insgesamt 29
Punkte, so hat sich der relative Vorsprung der
SPD bei den Arbeitslosen im ersten Halbjahr
1982 auf 14 Punkte (Befragte insgesamt: +14;
Arbeitslose 0) reduziert.
Dieser Bindungsverlust der SPD läßt sich
durch die mangelnde Kompetenzzuweisung
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik im Vor-
feld der Bundestagswahl 1983 erklären 6). Im
Februar 1983 glaubten 47 % der Wähler, die
CDU/CSU könne am besten die Arbeitslosig-
keit bekämpfen; der Anteil der SPD war auf
23 % gefallen. Die Union lag somit 24 Prozent-
punkte vor der SPD. Bei der Bundestagswahl
1980 war die Differenz noch + 11 zugunsten
der SPD ). Dennoch bleibt auch am Ende der
sozial-liberalen Koalition eine abgeschwächte
Klientelbeziehung der Arbeitslosen zur SPD
bestehen, wie das relativ bessere Abschnei

7

-
den der SPD bei den Arbeitslosen im Ver-
gleich zum Bevölkerungsdurchschnitt zeigt.
Die Klientelbeziehung kann jedoch zu diesem
Zeitpunkt nicht mehr über ein „Kompetenz-
modell" politischen Verhaltens erklärt wer-
den. Der langjährige Kompetenzvorsprung
der SPD in der Beschäftigungspolitik war un-
ter dem Eindruck anhaltender Massenarbeits-
losigkeit dahingeschmolzen.
Die weitere Bestätigung für die Klientelthese
findet sich nach dem Regierungswechsel im
Oktober 1982. Im zweiten Halbjahr 1983 und
im ersten Halbjahr 1984 vergrößert sich die
Bindung an die SPD. Im ersten Halbjahr 1984
beträgt ihr Vorsprung vor der Union bei den
Arbeitslosen wiederum 21 Punkte. Ohne eine
klientelistische Bindung der Arbeitslosen an
die SPD hätten die Sozialdemokraten in die-
sem wichtigen Wählerbereich verlorengegan-
genes Terrain nicht so schnell zurückgewin-
nen können.
Die kritischere Haltung der Arbeitslosen ge-
genüber der momentanen Bundesregierung
und das größere Vertrauen in die SPD-Oppo-
sition zeigt sich 1984 auch anhand der Bewer-
tung der Aufgabenbewältigung von Regie-
rung und Opposition im Deutschen Bundes-
tag.

Glaubten nur 23 % der Wähler insgesamt im
ersten Halbjahr 1984, die SPD könne die an-
stehenden Probleme besser lösen als die am-
tierende Bundesregierung, so beträgt der ent-
sprechende Anteil bei den Arbeitslosen 32 %.
Dennoch, auch die Arbeitslosen sind skep-
tisch. 43 % trauen der SPD keine höhere Pro-
blemlösungskompetenz als der Bundesregie-
rung zu.
Die Kritik an der Sachpolitik der Bundesre-
gierung ist bei den Arbeitslosen heftig. 63 %
der Erwerbslosen sehen eine schlechte oder
eher schlechte Aufgabenbewältigung der jet-
zigen Bonner Koalition. Bei den Wählern ins-
gesamt beträgt der entsprechende Anteil hin-
gegen 45 %.

4. Kontexteffekt durch den Anstieg der
Arbeitslosigkeit

Welche Wirkung hat der Anstieg der Arbeits-
losigkeit auf das politische Verhalten von Ar-
beitslosen und Wählern insgesamt? Hiermit
wird die Frage aufgeworfen, ob neben der per-
sönlichen Betroffenheit durch Arbeitslosig-
keit auch das gesamtwirtschaftliche Ausmaß
an Arbeitslosigkeit auf das individuelle politi-
sche Verhalten von Arbeitslosen und Wäh-
lern insgesamt einwirkt. Die Abschwächung
der Klientelbeziehung zwischen Arbeitslosen



und Sozialdemokraten kann auch durch den
Anstieg der Arbeitslosenquote teilweise er-
klärt werden. Im ersten Halbjahr 1980 lag die
Arbeitslosenquote bei 3,8%; der Vorsprung
der SPD vor der CDU/CSU betrug zu diesem
Zeitpunkt bei den Arbeitslosen 20 Punkte. Im
ersten Halbjahr 1982 hatte sich die Arbeitslo-
senquote last verdoppelt und der Vorsprung
der SPD vor der Union war verlorengegan-
gen.
In der Zeit der CDU/CSU-geführten Bundes-
regierung geht der Kontexteffekt von Ar-
beitslosigkeit ebenfalls eher zu Lasten der Re-
gierungspartei. So betrug die Arbeitslosen-
quote im zweiten Halbjahr 7,5 %; SPD und
CDU/CSU lagen zu diesem Zeitpunkt bei den
Arbeitslosen in der Wählergunst gleichauf.
Im ersten Halbjahr 1984 war die Arbeitslosen-
quote um 2,1 Prozentpunkte gestiegen, gleich-
zeitig hatte sich der SPD-Vorsprung als Bon-
ner Oppositionspartei auf 21 Punkte vergrö-
ßert.
Bisher haben wir die Frage vernachlässigt, ob
es einen Kontexteffekt zwischen Arbeitslo-
sigkeit und Entwicklung der Parteipräferen-
zen in der Gesamtwählerschaft gibt. Hier
zeigt sich vom ersten Halbjahr 1980 bis zum
ersten Halbjahr 1983 eine Parallelität zwi-
schen dem relativen Zuwachs im Vorsprung
der CDU/CSU vor der SPD und dem Anstieg
der Arbeitslosenquote. Da dieser Trend bis
zum ersten Halbjahr 1983 und damit über den
Regierungswechsel im Oktober 1982 hinweg
weitergeht, spricht dies nicht für einen Anti-
Regierungseffekt in der Gesamtwählerschaft.
Im zweiten Halbjahr 1983 und im ersten Halb-
jahr 1984 kehrt sich dieser Trend um: Die
CDU/CSU verliert an Popularität relativ zur
SPD bei konstanter Arbeitslosenquote.

5. Anti-Regierungs- oder Klientelthese —
Ein vorläufiges Resümee

Auf der Individualebene kann bei den Ar-
beitslosen die Anti-Regierungsthese zurück-
gewiesen werden; auch die Klientelthese in
ihrer ersten Variante wird nur teilweise be-
stätigt, da im Vorfeld der Bundestagswahlen
1983 der Kompetenzvorsprung der SPD in der
Beschäftigungspolitik verlorenging. Dennoch
bleiben klientelistische Beziehungen der Ar-
beitslosen zur SPD bestehen.
Diese werden durch Kontexteffekte (Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit) eingeschränkt. Die
Vermittlung von Kontexteffekt und Verände-
rung der Parteipräferenz kann hierbei über
den Kompetenzverlust der SPD in der Be-
schäftigungspolitik im Vorfeld der Bundes-
tagswahl 1983 erklärt werden. Dieser Bin-

dungsverlust der SPD bei Arbeitslosen bestä-
tigt noch einmal unsere These, wonach die
SPD bei der Bundestagswahl 1983 auch im
Kernbereich ihrer Klientel, wie z. B. den Ar-
beitslosen, Stimmen direkt an die Union ver-
loren hat8). Mit dem Regierungswechsel in
Bonn kann sich die traditionelle Klientelbe-
ziehung zwischen Arbeitslosen und Sozialde-
mokraten wieder entfalten. ,Anti-Regie-
rungs"- und „Klienteleffekt“ sind in dieser Si-
tuation deckungsgleich. Es stellt sich die Fra-
ge: Kann das Verhalten der Arbeitslosen als
Stammwählerverhalten interpretiert werden?

6. Die Wirkung traditioneller Bindungen:
Die „Stammwählerthese"

Die Ergebnisse der Wahlforschung zeigen
eine traditionsbestimmte sozialstrukturelle
Verortung bestimmter Wählergruppen bei
den großen Parteien in der Bundesrepublik.
Zur Überprüfung der zweiten Variante der
Klientelthese, die davon ausgeht, daß auch in
der Arbeitslosigkeit traditionelle und eher af-
fektive Loyalitäten zu den großen Parteien er-
halten bleiben, haben wir für das erste Halb-
jahr 1984 SPD-affine Merkmale der Sozial-
struktur und CDU/CSU-affine Merkmale bei
Wählern insgesamt und Arbeitslosen mitein-
ander verglichen. Ein bedeutender Teil der
Stammwählerschaft der beiden großen Par-
teien ist damit erfaßt. Die zentrale These in
diesem Zusammenhang lautet: Arbeitslosig-
keit führt bei Stammwählern nicht zu einer
wesentlichen Veränderung ihrer Parteibin-
dung, unabhängig davon, ob die eigene Partei
in der Regierungsverantwortung steht.

Was zeigt nun die Analyse des SPD-affinen
Bereichs, der evangelische Wähler, an- und
ungelernte Arbeiter, Facharbeiter und Ge-
werkschaftsmitglieder umfaßt? Aus Tabelle 3
geht hervor: Der Vorsprung der SPD vor der
CDU/CSU beträgt bei den evangelischen Ar-
beitslosen 31 Punkte, bei den an- und unge-
lernten Arbeitern und den Gewerkschaftsmit-
gliedern, die arbeitslos sind, 39 Punkte. Die
Differenz zwischen den Werten bei den Be-
fragten insgesamt und den Arbeitslosen ist
am größten bei evangelischen Wählern und
bei den an- und ungelernten Arbeitern. Hier
ergibt sich eine Differenz von 26 bzw. 29
Punkten. Etwas schwächer ist die Differenz
bei den Gewerkschaftsmitgliedern. Hier ha-
ben die Sozialdemokraten bei den Wählern
insgesamt einen Vorsprung vor der CDU/9



CSU von 23 Prozentpunkten. Bei den arbeits-
losen Gewerkschaftsmitgliedern erhöht sich
diese Differenz auf 39 Punkte. Vergleicht man
die Werte für Gewerkschaftsmitglieder insge-
samt mit denen der arbeitslosen Gewerk-
schaftsmitglieder, so ergibt sich ein Unter-
schied von 16 Punkten. Die Arbeitslosigkeit
führt somit bei arbeitslosen Protestanten, ar-
beitslosen un- und angelernten Arbeitern so-
wie bei arbeitslosen Gewerkschaftsmitglie-
dern zu einer Verstärkung der Klientelbezie-
hung an die SPD.
Die einzige Gruppe innerhalb der SPD-
Stammwählerschaft, die hier eine Ausnahme
macht, sind die Facharbeiter. Bei den Fachar-
beitern insgesamt hat die SPD 1984 einen

Vorsprung von 13 Punkten vor der Union. Bei
den Arbeitslosen verringert sich der entspre-
chende Abstand zwischen den beiden großen
Parteien auf 3 Punkte zugunsten der SPD.
Wie ist diese Entwicklung zu erklären? Der
Gewinner bei den arbeitslosen Facharbeitern
sind DIE GRÜNEN. Während DIE GRÜNEN
bei den beschäftigten Facharbeitern einen
Anteil von 5% erreichen, steigt ihr Anteil bei
den arbeitslosen Facharbeitern auf 12%.
Ebenfalls steigt die Ratlosigkeit und Unsi-
cherheit unter den Facharbeitern. Bei den Be-
fragten insgesamt können sich nur 14% für
keine Partei entscheiden, bei den arbeitslosen
Facharbeitern hingegen steigt dieser Anteil
auf 18%. *
Anders ist es im CDU/CSU-affinen Bereich
(katholisch; höhere Angestellte; Abitur/Studi-
um; kein Gewerkschaftsmitglied)9). Bei den
katholischen Wählern, den höheren Ange-
stellten, den Wählern mit Abitur bzw. Stu-
dium und bei den Nichtgewerkschaftsmitglie-
dern liegt die SPD bei den Arbeitslosen ent-
gegen den traditionellen sozioökonomischen
Bindungen eindeutig vor der CDU/CSU.
Demgegenüber hat die CDU/CSU bei den ka-
tholischen Wählern insgesamt einen Vor-
sprung von 28 Punkten vor der SPD; bei den
Wählern mit Abitur von + 16; bei den höhe-
ren Angestellten von + 33.
In der CDU/CSU-Klientel zeigt sich damit ein
klarer Anti-Regierungseffekt im Jahr 1984.
Das heißt, der SPD gelingt es, als Bonner Op-
positionspartei einerseits ihr Stammwähler-
potential unter den Arbeitslosen zu stabilisie-
ren und sogar auszubauen und andererseits in
die CDU/CSU-Klientel unter den Arbeitslo-
sen einzudringen. Die SPD ist jedoch nicht die
einzige Kraft, die vom Anti-Regierungseffekt
des CDU/CSU-nahen Teils der Arbeitslosen
profitiert. Auch DIE GRÜNEN profitieren von
der Abwendung der Arbeitslosen von den
Bonner Regierungsparteien ebenso wie von
der SPD. Die zweite Variante der Klientel-
these kann somit derzeit nur für die SPD-
Klientel bestätigt werden.

V. Präferenz für DIE GRÜNEN:
Anti-System-Protest oder politischer Denkzettel?

DIE GRÜNEN sind die erfolgreichste Partei
der letzten Jahre, und an ihren Stimmenge-
winnen haben die Arbeitslosen nachweisba-
ren Anteil.

Zwischen 1980 und 1984 lag die Beliebtheit
der GRÜNEN unter den Arbeitslosen bestän-
dig über der Neigung aller Befragten, Grün zu
wählen. Dazu hat die Präferenz für DIE GRÜ-
NEN im Zeitverlauf in beiden befragten
Gruppen zugenommen: bei den Befragten ins-
gesamt als kontinuierlicher Anstieg von 1%



auf 6%, bei den Arbeitslosen mit Brüchen auf
letztlich 13%. Umgesechnet auf Wählerstim-
men wirkt sich der Zuwachs bei den Befrag-
ten insgesamt am stärksten aus, da sie die
Wahlberechtigten insgesamt repräsentieren.
Das Wählerpotential unter den Arbeitslosen
wäre allerdings zu gering veranschlagt, würde
man allgemein die Prozentzahlen ihrer Präfe-
renz für DIE GRÜNEN betrachten. Zu beden-
ken ist, daß sich im Beobachtungszeitraum
die Arbeitslosenquote von 3,8% auf 9,6% fast
verdreifacht hat. Welche Konsequenzen dies
für die Wahlentscheidung haben kann, sollen
einige Zahlen verdeutlichen.

1. Ohne die Stimmen der Arbeitslosen
keine parlamentarische Repräsentanz
der GRÜNEN im Bundestag?

Im März 1980 äußerten 10% der befragten Ar-
beitslosen ihre Präferenz für DIE GRÜNEN
und für andere kleine Parteien — das sind
rund 90000 der zu diesem Zeitpunkt regi-
strierten Arbeitslosen. Im März 1984 gab es
rund 2,4 Millionen registrierte Arbeitslose,
von denen 13%, das sind rund 310 000, zu den
GRÜNEN neigten. Wenn die Prognosen über
die Arbeitsmarktentwicklung der achtziger
Jahre sich als zutreffend erweisen sollten,
dann ist 1987 mit ca. 3,5 Millionen Arbeitslo-

sen zu rechnen10). Bei einer gleichbleibenden
Präferenz für DIE GRÜNEN von 13% — dies
ist angesichts der Sympathiezuwächse in den
letzten Jahren eine eher konservative Schät-
zung — ergäben sich bei der Bundestagswahl
1987 allein aus dem Reservoir der Arbeitslo-
sen eine knappe halbe Million Stimmen für
diese Partei.
Nun wäre es verfehlt, die Präferenz der Ar-
beitslosen für DIE GRÜNEN allein auf die
Tatsache der Arbeitslosigkeit zurückzufüh-
ren, denn schließlich werden DIE GRÜNEN
in zunehmendem Maße auch von Nichtar-
beitslosen gewählt. Ein Teil der heutigen Ar-
beitslosen würde auch Grün wählen, wenn er
beschäftigt wäre.
Möglicherweise haben Arbeitslose bereits
den Einzug der GRÜNEN in den Bundestag
im März 1983 bewirkt: Im März 1983 waren
rund 2,45 Millionen Arbeitslose registriert
Bei einer GRÜNEN-Präferenz von 13% er-
gäbe dies einen Anteil von 0,8 % der 39,3 Mil-
lionen gültigen Stimmen. Reduzieren wir die-
sen Prozentsatz um knapp die Hälfte auf ca.
0,5%, um denjenigen Rechnung zu tragen, die
auch ohne Arbeitslosigkeit DIE GRÜNEN ge-
wählt hätten, so wäre das Wahlergebnis der
GRÜNEN (5,6%) ohne die durch Arbeitslosig-
keit genuin verursachten Stimmen bereits an
die kritische Fünf-Prozent-Hürde gedrückt
worden. Berücksichtigt man die Zahl der Ar-
beitslosen insgesamt, so hätten sie im März
1983 die Fünf-Prozent-Hürde nicht über-
sprungen.
Diese Zahlen sind bisher allein von den regi-
strierten Arbeitslosen ausgegangen. Zu erin-
nern ist an die Tatsache einer stillen Reserve
etwa im Umfang der Hälfte der registrierten
Arbeitslosen. Wenn die nichtregistrierten Ar-
beitslosen auch nur annähernd ähnliche Par-
teipräferenzen aufweisen, dann läßt sich mit
ziemlicher Sicherheit feststellen, daß die Ar-
beitslosigkeit und die Arbeitslosen DIE GRÜ-
NEN über die Fünf-Prozent-Hürde und damit
in den Bundestag gehoben haben. Das Pro-
testpotential der Arbeitslosen war somit die
„kritische Masse", die den GRÜNEN über die
Fünf-Prozent-Hürde hinweggeholfen hat.

2. Situativer oder fundamentaler Protest?

Wie läßt sich nun der bereits heute nachweis-
bare Einfluß der Arbeitslosen über ihre ver-
stärkte Parteinahme für DIE GRÜNEN auf
die Stabilität der GRÜNEN-Repräsentanz in

10) Vgl. Wolfgang Bonß/Rolf G. Heinze, Arbeit
Lohnarbeit, ohne Arbeit. Zur Soziologie der Ar-
beitslosigkeit, in: dies. (Hrsg.), Arbeitslosigkeit in
der Arbeitsgesellschaft, Frankfurt 1984, S. 7.



den Parlamenten und die Stabilität des politi-
schen Systems insgesamt bewerten? Handelt
es sich um ein diffuses oder ein situationsspe-
zifisches Protestverhalten gegen die etablier-
ten Parteien und ihre Politik, um einen funda-
mentalen Protest gegen das etablierte System
oder um eine Warnung an die Adresse der
Etablierten, ihnen die Loyalität bei weiterhin
unbefriedigender Politik nicht bloß kurzfri-
stig, sondern notfalls auch auf Dauer zu ent-
ziehen?
Wenn Arbeitslose sich den GRÜNEN ver-
stärkt zuwenden, dann kaum, weil sie hier zur
Lösung der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
probleme größere Handlungspotenz vermu-
ten, denn das politische Profil der GRÜNEN
gruppiert sich um die Themen Ökologie, Frie-
den und postmaterielle Werte. Die Betonung
postmaterieller Werte korrespondiert mit ei-
ner diffusen und widersprüchlichen Program-
matik zur Wirtschafts- und Beschäftigungspo-
litik In diesen für Arbeitslose doch eigentlich
zentralen Fragen können DIE GRÜNEN kei-
nen Kompetenzvorsprung vor den etablierten
Parteien nachweisen; im Gegenteil: hier ha-
ben sie sichtbare Defizite. Wenn sie von Ar-
beitslosen trotzdem gewählt werden, dann
liegt mit Wahrscheinlichkeit Protestverhalten
vor. Fraglich und heute auch nicht schlüssig
zu beurteilen ist die Qualität des Protests: Ist
er prinzipiell fundamental und richtet er sich
gegen das politische System, oder ist er aktu-
ell und situationsgebunden und soll die eta-
blierten Parteien „zur Ordnung rufen"?
Ganz gewiß sind beide Strömungen vertreten,
und ihre Sympathisanten lassen sich in einer
ersten vorsichtigen Skizze anhand soziostruk-
tureller Merkmale benennen. Der „typische“
Anhänger der GRÜNEN läßt sich im Prinzip
durch zwei Merkmale beschreiben: Er ist jung
und hat eine überdurchschnittliche Formal-
bildung. In Tabelle 5 wurden alle Befragten
nach ihren Parteiaffinitäten, d. h. durch über-
durchschnittliche Präferenzen für GRÜNE,
SPD und CDU/CSU, aufgeschlüsselt und nach
persönlichen Merkmalen, klassifiziert.

Herausragende Merkmale der Anhänger der
GRÜNEN sind Abitur und Hochschulab-
schluß sowie Zugehörigkeit zur Altersgruppe
bis maximal 34 Jahren11). Liegen diese Grup-
pen hinsichtlich ihrer GRUNEN-Affinität in-
nerhalb der Gesamtbevölkerung bereits weit
über dem Durchschnitt, so verstärkt das zu-

sätzliche Merkmal Arbeitslosigkeit diese Prä-
ferenz noch einmal beträchtlich: 41% der ar-
beitslosen Abiturienten und Akademiker sind
Anhänger der GRÜNEN12). Diese Gruppe
enthält die üblichen Vertreter postmaterieller
Werte, und ihre Affinität zu den GRÜNEN
beruht auf den programmatischen Kernaussa-
gen der Partei. Im Fall der Arbeitslosigkeit
kommt situationsspezifisches Protestverhal-
ten verstärkend hinzu.
Eher situationsspezifischer Protest und eine
Denkzettelhaltung ist von Arbeitslosen zu er-
warten, die nach ihren strukturellen Merkma-
len bisher den etablierten Parteien zuneigten.
Aus der Gruppe der SPD-affinen ist beson-
ders hervorzuheben: Bereits in der Gruppe al-
ler Befragten liegt die Neigung zu den GRÜ-
NEN unter Gewerkschaftsmitgliedern mit 7%
leicht über dem Durchschnitt. Arbeitslose Ge-
werkschafter tendieren dann mit 16% zu den
GRÜNEN — eine Differenz von 9 Prozent-



punkten in einer Wählergruppe, die ihre poli-
tische Heimat traditionellerweise in der SPD
hat. Etwas weniger deutlich ist das Protest-
verhalten bei Facharbeitern (5% bei allen Be-
fragten; 12% bei den Arbeitslosen). Ange-
sichts ihres hohen Anteils unter den Wahlbe-
rechtigten zeichnet sich hier trotzdem ein po-
litisch bedeutsames Protestpotential ab.
Wähler, die traditionell der CDU/CSU nahe-
stehen und die unter dem Eindruck persön-
lich erlebter Arbeitslosigkeit zu den GRÜ-
NEN tendieren, sind vor allem durch die
Merkmale: katholisch, höherer Angestellter,
kein Gewerkschaftsmitglied zu umreißen.
Hier erweist sich vor allem das klassische
Scharnier des Katholizismus bei den Arbeits-
losen als ein Schwachpunkt der Bindung an

die christlichen Parteien. Arbeitslose Katholi.
ken votieren dreimal so stark für DIE GRÜ-
NEN wie die Befragten insgesamt.
Nach diesen Ergebnissen scheinen DIE GRÜ-
NEN über ein relativ festes Wählerreservoir
zu verfügen, das sein politisches Engagement
an den programmatischen Kernaussagen fest-
macht. Dieses Wählerpotential wird stark er-
weitert durch ökonomische Krisenerfahrun-
gen derselben Kerngruppen und erhält weite-
ren Zulauf aus sozialen Gruppen, deren politi-
sche Heimat traditionell in den etablierten 
Parteien liegt. Ihr Engagement trägt vermut-
lich stärkere Züge eines situationsspezifi-
sehen Protests, verbunden mit der Erwartung,
daß ihre Signale bei der jeweiligen Mutter-
partei verstanden werden.

VI. Latentes Potential am politischen Rand

1. Gegenwärtig attraktiver: die radikale
Linke

Die gegenwärtige Massenarbeitslosigkeit hat
das Parteiensystem verändert, aber anschei-
nend eher unter dem Druck der Forderungen
nach einer neuen Politik als aufgrund der
ökonomischen Krise. Trotzdem fragt sich, ab
welchem Punkt ökonomische Instabilität in
der Bundesrepublik auch auf das politische
System übergreifen könnte, und ob dann die
bisher zu beobachtenden Prozesse der politi-
schen Integration von Arbeitslosen — sei es
als „Klienten" ihrer bisher angestammten Par-
tei, sei es als „Opponenten“ gegen die verant-
wortliche Regierung — außer Funktion gera-
ten. Dahinter steht die Annahme, daß Ar-
beitslosigkeit auch heute, nicht nur wie in
Weimar, soziale Konflikte produziert oder
produzieren könnte, die politisch nicht mehr
steuerbar sind und auch von dem gegenwärti-
gen Parteiengefüge nicht mehr absorbiert
werden können.
Dennoch ist damit die Frage noch nicht be-
antwortet, wie groß das latente Potential an
den Rändern des politischen Spektrums ist,
das sich bisher noch nicht formiert hat —
mangels Politik- bzw. Parteienangebot, man-
gels organisatorischem Kern, aufgrund noch
fehlender Erfahrung von tiefer Deprivation.
In den gemachten Erhebungen seit 1980 bis
heute hat das Potential, das sich am rechten
oder linken Rand des Parteienspektrums sam-
melt, über die Zeit hinweg etwas geschwankt,
mit Höhepunkten für beide politischen Ex-
treme im Krisenjahr 1982. Linkes und rechtes
Potential waren bis zu diesem Zeitpunkt, wo

es auf je 7% stieg, etwa gleich groß gewesen.
Seither hat sich das linksextreme Potential
etwas erhöht und liegt gegenwärtig bei 8%,
das des rechten Flügels bei 6%. Während der
gesamten Dauer der ökonomischen Krise
blieb jedoch das politische System bemer-
kenswert immun gegen weitere politische Ra-
dikalisierung. Für etwa 90% der Wahlberech-
tigten kam die Wahl einer extremen Partei,
ob links oder rechts, nicht in Frage. Somit ist
trotz des Anstiegs der Arbeitslosigkeit von
3,5% auf 9,6% kein Kontexteffekt auf das ex-
treme politische Potential zu beobachten.
Anders war die Entwicklung bei den Arbeits-
losen, was einen sich von dem beschriebenen
Systemtrend lösenden, eigenen Prozeß offen-
bart. Durchweg ist nämlich das extreme Po-
tential unter Arbeitslosen höher als im Wäh-
lerdurchschnitt. Zwischen „links" und „rechts'
gibt es dabei eine auffällige Diskrepanz. Mit
Ausnahme der Krisenzeit 1981/82, wo sich die
Werte anglichen, war der Anteil linksextre-
mer Neigungen unter den deutschen Arbeits-
losen zumeist doppelt so hoch wie die rechts-
extreme Orientierung. Im Unterschied zum
Rechtspotential ist zudem das Linkspotential
in den letzten zwei Jahren in großen Schrit-
ten gewachsen und erfaßt zur Zeit 20% der
Arbeitslosen gegenüber 10% auf dem rechten
Rand. Mag darin zwar auch das Erstarken der
GRÜNEN zum Ausdruck kommen, die nach
Selbst- und Fremdidentifikation häufig als
eine Partei „links von der SPD" eingestuft
werden, so bleibt doch die höhere und zuneh-
mende Tendenz unter den aus dem Arbeits-
prozeß Verdrängten beachtlich, sich nach bei-
den Seiten vom etablierten Parteiensystem



abzuwenden — mit der Folge, daß traditio-
nelle Klientelbeziehungen abgebaut werden
können und die Stabilität des politischen Sy-
stems sich abschwächt.
Mit welcher Dynamik dieser Prozeß voran-
schreitet, läßt sich erschließen, wenn man als
ein Zwischenglied zwischen der Gesamt-
ebene der Wählerschaft und den Arbeitslosen
jene in die Betrachtung einschaltet, die ihren
eigenen Arbeitsplatz als gefährdet ansehen.
In welchem Ausmaß neigen sie den extremen
politischen Rändern zu? Angst vor Arbeits-
platzverlust erzeugt eine deutlich höhere
Orientierung an Parteien außerhalb des eta-
blierten Spektrums; Arbeitsplatzgefährdete
nehmen dabei zwischen der Wählerschaft
und den Arbeitslosen eine mittlere Stellung
ein, sowohl auf der rechten wie auf der linken
Seite. Das Rechtspotential wächst von 6% auf
der Gesamtebene über 8% bei den Arbeits-
platzgefährdeten auf 10% bei den Arbeitslo-
sen. Im Linksspektrum lauten die entspre-
chenden Zahlen: 8%, 17%, 20%.

Auch hier, im Bereich zwischen Integration
im Erwerbsleben und befürchtetem oder ef-
fektivem Ausschluß aus der Erwerbsgesell-
schaft, ist die Linke die attraktivere politische
Alternative. Offen bleibt dabei, ob eine ideo-

logische Affinität der Arbeitslosen von ihrer
sozialen und politischen Herkunft her diese
Orientierung begünstigt oder ob — eine an-
dere These — das fehlende Politik- und Par-
teienangebot auf der Rechten diesen Unter-
schied begründet.
Die ideologische Übereinstimmung mit Ge-
dankengut der politischen Linken oder Rech-
ten findet auf jeden Fall dort ihre Grenze, wo
die Wahl einer rechts- oder linksextremen
Partei praktisch austauschbar wird. Empiri-
sche Untersuchungen zum Rechts- und Links-
extremismus sind in der Bundesrepublik im-
mer wieder auf die Tatsache gestoßen, daß es
in begrenztem Umfang ein radikalisiertes,
gleichwohl ideologisch nicht festgelegtes Po-
tential gibt, das am ehesten als diffuses, „vaga-
bundierendes" politisches Protestpotential zu
betrachten ist.
So überrascht es auch in der vorliegenden
Untersuchung der Arbeitslosen nicht, wenn
ähnliche Zusammenhänge festzustellen sind.
Sie verweisen darauf, daß sich unter dem
Rechtspotential ein größerer Anteil ideolo-
gisch ungebundener Wähler befindet, sowohl
auf der Gesamtebene als unter den Arbeitslo-
sen. 38% des Rechtspotentials hält die Wahl
einer Partei links von der SPD für möglich
oder hat bereits so votiert. Die entsprechende
Zahl unter den Arbeitslosen beläuft sich auf



zwei Drittel (61 %). Im linken Spektrum ist der
umgekehrt definierte Anteil mit je 29% deut-
lich geringer. Dies stützt die Vermutung, daß
die extreme Rechte auch deshalb weniger ge-
schlossen in Erscheinung tritt, weil sie zur
Zeit keinen adäquaten politischen Ausdruck
finden kann, keine Partei, mit der sich der dif-
fuse politische Protest ideologisch zusammen-
hängend artikulieren ließe, was mangels eige-
nem Parteienangebot dazu führt, die radikale
Linke zu unterstützen.
In Anbetracht dieser sich überschneidenden
Potentiale zwischen Rechts und Links kann
man davon ausgehen, daß sich gegenwärtig
das gesamte Protestpotential unter den Ar-
beitslosen, definiert als gegen jegliche
etablierte Partei gerichtet, auf 24% beläuft. Im
Wählerdurchschnitt beträgt es dagegen 12%.
14% der Arbeitslosen neigen dem linken
Rand zu, 4% dem rechten, und 6% schließlich
stehen dem ideologisch diffusen Potential
nahe. Hochgerechnet auf die absolute Ar-
beitslosenzahl von ca.2,4 Millionen bedeutet
dies etwa 570 000 Personen ohne Erwerbs-
quelle, die sich dem politischen System ent-
fremdet haben oder potentiell entfremden;
auf die Gesamtwählerschaft bezogen ist dies
etwa 1,3%.

Nicht der im extremen Parteienvotum artiku-
lierte Protest scheint somit zur Zeit das Ver-
hältnis der Arbeitslosen zum Parteiensystem
zu charakterisieren. Die politische Bewälti-
gung der ökonomischen Krise bei den Ar-
beitslosen verläuft offenbar in anderen Bah-
nen; nicht zuletzt in der vorgegebenen politi-
schen Bindung.

2. Höhere Wahlenthaltungen bei Arbeits-
losen?

In seiner Analyse des Wahlverhaltens von
Arbeitslosen bei der Bundestagswahl 1980
kommt Rattinger zu dem Ergebnis, Arbeits-
lose würden eine geringere Wahlbeteiligung
als die Gesamtwählerschaft aufweisen. Beson-
ders stark ist hiernach die Wahlenthaltung
von Arbeitslosen in den Stammwählerberei-
chen der beiden großen Parteien CDU/CSU
und SPD13).



Operationalisiert man die Wahrscheinlich-
keit der Nichtwahl über den Indikator „keine
Parteipräferenz", so läßt sich die These von
Rattinger im Zeitverlauf zuerst einmal bestä-
tigen. Im gesamten Zeitraum zwischen An-
fang 1980 und Mitte 1984 ist der Anteil ohne
Parteipräferenz bei den Arbeitslosen höher
als bei den Wählern insgesamt. Der Unter-
schied zwischen dem Anteil der Nichtwähler
bei diesen beiden Gruppen beträgt maximal 7
Punkte (erstes Halbjahr 1981). Diese Regel hat
jedoch eine Ausnahme, dies ist das zweite
Halbjahr 1980. Hier, im Umkreis der Bundes-
tagswahl 1980, geben annähernd gleich viele
Wähler insgesamt (13 %) und Arbeitslose
(12 %) keine Parteipräferenz an. Es ist zu ver-
muten, daß die starke Emotionalisierung der
Bundestagswahl 1980 bei den Arbeitslosen
ihre strukturell geringere Mobilisierung kom-
pensiert hat.
Trotz der früher klaren Beziehung zwischen
Arbeitslosenstatus und höherer Wahlenthal-
tung ist ein Vorbehalt zu machen, da sich im
Zeitverlauf nun der Unterschied zwischen
dem Anteil potentieller Nichtwähler bei Ar-
beitslosen und Befragten insgesamt verrin-
gert. Ende 1983 und Anfang 1984 ist fast ein
Gleichstand erreicht. Dieser Angleichungs-
prozeß ist darauf zurückzuführen, daß der
entsprechende Anteil bei den Arbeitslosen
zurückgegangen ist, während er bei den Be-
fragten insgesamt konstant blieb. Ein Grund
dafür könnte darin liegen, daß die Arbeitslo-
sen DIE GRÜNEN nach der Bundestagswahl

1983 verstärkt als politische Protestpartei ent-
deckt haben. Der Anstieg des Wähleranteils
der GRÜNEN von 10% im zweiten Halbjahr
1982 auf 13% im ersten Halbjahr 1984 könnte
damit als eine stärkere Mobilisierung von
Nichtwählern aus dem Reservoir der Arbeits-
losen durch DIE GRÜNEN interpretiert wer-
den.

Es stellt sich die Frage, ob dies auch für dieje-
nigen Arbeitslosen gilt, die sich eher dem
rechten Randbereich des Parteiensystems zu-
rechnen, oder ob dies nur für das Linkspoten-
tial gilt, das sich durch DIE GRÜNEN ideolo-
gisch angesprochen fühlt? Von den Arbeitslo-
sen, die eine Wahl rechts von der CDU/CSU
für möglich halten, machen 20% keine Anga-
ben zur Parteipräferenz. Dies liegt 4 Prozent-
punkte über dem Anteil bei den Arbeitslosen
insgesamt. Bei denjenigen Arbeitslosen, die
eine Wahl einer rechten Partei ausschließen,
liegt der Anteil der potentiellen Wahlenthal-
tungen bei 14%. Es bestätigt sich somit die
These, wonach mangelndes Angebot einer or-
ganisierten rechten Alternative im Parteien-
system die Anhänger dieser politischen Rich-
tung stärker zur Wahlenthaltung veranlaßt

Im Linkspotential läßt sich eine ähnliche Ent-
wicklung nicht beobachten. Arbeitslose, die
eine linke Randpartei potentiell wählen wür-
den, äußern zu 16% keine Parteipräferenz.
Hiermit zeigt sich aber, daß auch Teile des
linken Spektrums momentan von den GRÜ-
NEN nicht repräsentiert werden.

VII. Ausblick

Die politische Radikalisierung der Arbeitslo-
sen ist nach der gesamten Sichtung des vor-
liegenden Materials offenbar ein Randphäno-
men, vielleicht aber nur vorerst DIE GRÜ-
NEN erfüllen dabei unwissentlich oder unwil-
lentlich im augenblicklichen politischen Sy-
stem eine eher stabilisierende Funktion, weil
sie in einer Art Zwitterrolle ein zwischen sy-
stemkritisch und systemimmanent virulentes
Protestpotential weitgehend noch systemkon-
iorm binden und integrieren.
Wie sind jedoch die mittelfristigen Perspekti-
ven? In seiner Abhandlung „Der kurze Traum
immerwährender Prosperität“ beschreibt Bur-
kart Lutz die Folgen der systemischen Desta-
bilisierung als Produkt einer langen ökonomi-
schen Strukturkrise, wie wir sie heute in der
Bundesrepublik durchleben. Im Hinblick auf
einen künftigen politischen Steuerungsbedarf
führt er aus, „daß im Gefolge von solchen Pro-

zessen in vielfältiger Form hervorgebrachte
partikulare Abschirmungs-, Überwälzungs-
und Ausgrenzungsstrategien, die jeweils dar-
auf hinauslaufen, Teilbereiche oder Teilgrup-
pen mit überdurchschnittlichem Handlungs-
und Durchsetzungspotential auf Kosten aller
anderen von den Problemlasten und von der
Verantwortung für Problemlösungen freizu-
stellen, im Laufe der Zeit immer mächtiger
werdende, zunehmend explosive Konflikt-
herde entstehen. .. .Und wenn hierdurch
ganze Bevölkerungsgruppen in mehreren Le-
bensbereichen zugleich flagrant benachteiligt
werden, sind alle Voraussetzungen für offene
Gewalt — in Protest und Auflehnung wie in
deren Repression — und für hieraus resultie-
rende Prozesse sozialer Desintegration gege-
ben.“14)

14 )
der Prosperität, Frankfurt/M. 1984, S. 255.



Ulrich Brasche

Strukturwandel am Arbeitsmarkt

Analyse und Vorausschau

I. Strukturwandel und -prognosen

1. Warum Strukturuntersuchungen?

Fragen nach dem wirtschaftlichen Struktur-
wandel und seinen Auswirkungen sind in den
letzten Jahren in den Vordergrund wirt-
schaftswissenschaftlicher und -politischer
Diskussion gerückt. Strukturwandel ist jedoch
kein neues Phänomen — er begleitet die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung, die ja niemals alle Bereiche gleichmäßig
betrifft, d. h. niemals strukturneutral abläuft.
Die ungeheuren Umwälzungen der Produk-
tion und des Arbeitskräfteeinsatzes konnten
noch bis an den Anfang der siebziger Jahre
relativ reibungslos vollzogen werden. Der
Verlust an Arbeitsplätzen wurde durch die
Expansion in anderen Sektoren aufgefangen;
Mobilität und Fluktuation — bis hin zur An-
werbung ausländischer Arbeitskräfte — er-
möglichten die Anpassung an die Erforder-
nisse einer wachsenden Wirtschaft. Mit dem
Ende der Expansionsphase führten Umstruk-
turierungen jedoch zunehmend zu Arbeits-
marktproblemen, die mit dem Etikett „struk-
turell" versehen wurden.

2. Möglichkeiten und Grenzen

Zu einzelnen Aspekten dieses immer noch
diffusen Begriffs „Strukturwandel" liegen zahl-
reiche Untersuchungen vor; eine Theorie des
Strukturwandels oder der Wirkungszusam-
menhänge der einzelnen Strukturdimensio-
nen wurde jedoch noch nicht erarbeitet. Un-
tersuchungen des Strukturwandels sind daher
überwiegend deskriptiv angelegt.
Zu den Einflußgrößen des Strukturwandels
zählen Veränderungen in der Struktur der
Güternachfrage, die z. B. durch Sättigungsten-
denzen in spezifischen Nachfragebereichen,
neue Produkte, veränderte internationale
Wettbewerbsverhältnisse und die Entwick-
lung des Welthandels, neue Produktionstech-
niken und -organisationsformen oder auch
durch die demographisch bedingte Änderung
der Nachfragestruktur beeinflußt wird. Auch
exogene, nicht unmittelbar beeinflußbare
Größen wie z. B. die Bevölkerungsentwick-
lung oder die Steigerung des Energiepreis-

niveaus lösen Strukturveränderungen aus.
Ebenso prägen Verhaltensgrößen wie Er-
werbs- und Bildungsbeteiligung sowie Wan-
derungen von Ausländern die Struktur des
potentiellen Arbeitskräfteangebots. Resultat
und Ausprägung des Strukturwandels im Be-
schäftigungssystem zeigen sich z. B. in der
Veränderung der Beschäftigung in einzelnen
Branchen. Der Niedergang ehemaliger
Schlüsselindustrien (u. a. Kohle, Stahl, Werf-
ten, Textil) und die gleichzeitige Verstärkung
in anderen Bereichen (u. a. Dienstleistungen,
Maschinenbau) signalisieren diese Entwick-
lung.
Welche dieser Größen den Strukturwandel
bestimmen, welche vom Strukturwandel be-
stimmt werden und welcher Art und Intensi-
tät die Wechselbeziehungen sind, kann allen-
falls für Teilbereiche festgestellt werden. Bei
solchen Untersuchungen wird allein schon
durch die Wahl der Strukturdimensionen die
Problemsicht und damit auch die Palette der
Lösungsvorschläge vorgeprägt. So wird z.B.
das Strukturierungsmerkmal Region eine re-
gional unterschiedliche Strukturentwicklung
konstatieren, Problemregionen identifizieren
und regionalpolitisch orientierte Politikvor-
schläge nahelegen. Eine Unterscheidung des
Arbeitsmarktes nach Qualifikationen wird
Disparitäten in den Strukturen von Arbeits-
kräfteangebot und -nachfrage nachweisen
und somit zur Forderung arbeitsmarkt- und
bildungspolitischer Maßnahmen führen. Ähn-
liches gilt für andere Größen wie z. B. Lohn-
struktur und Branchenstruktur. Neben der
Auswahl der Strukturdimension wird auch
durch das Meßkonzept das Untersuchungs-
feld eingeengt.
Gewöhnlich wird die Struktur einer Größe als
das Verhältnis der Teile zum Ganzen defi-
niert. Die Berufsstruktur der Erwerbstätigen
z. B. ist die Verteilung der Erwerbstätigen auf
ein vorgegebenes Raster von Berufen. Struk-
turwandel wird dann im Vergleich der Vertei-
lung zu zwei Zeitpunkten dargestellt. Diese
Betrachtungsweise stellt auf das Resultat von
Veränderungen, wie es sich aus Bestands^ei-
gleichen zu Zeitpunkten ergibt, ab. Dabei



wird der Prozeß zwischen den beiden Ver-
gleichszeitpunkten, der diesen Strukturverän-
derungen zugrunde liegt, nicht erfaßt. Dieser
Prozeß kann sich auf vielfältige Weise vollzie-
hen. So wird die Berufsstruktur z. B. interge-
nerativ, durch Unterschiede in den Neuzu-
gängen zum und den Abgängen aus dem Er-
werbsprozeß, durch Wechsel des Berufs oder
durch Personalpolitik beeinflußt. Zusätzlich
ist zu berücksichtigen, daß der Prozeß we-
sentlich intensiver ablaufen kann, als es die
vergleichsweise geringen Strukturverschie-
bungen der Bestände an den Vergleichszeit-
punkten erkennen lassen. Ein markantes Bei-
spiel dafür sind die Zahlen der Arbeitsplatz-
wechsel, die mit jährlich über 10 Millionen in
den Bestandsdifferenzen nur in verschwin-
dendem Umfang abgebildet werden.

Selbst wenn es gelänge, für die Vergangen-
heit die Prozesse und die ihnen zugrunde lie-
genden Ursache-Wirkungs-Beziehungen zu
einem Verlaufsmuster des Strukturwandels
zusammenzuführen, bliebe die Frage nach der
künftigen Entwicklung offen. Die Unwägbar-
keiten und Schwierigkeiten langfristiger Vor-
ausschätzungen stellen sich bei Strukturpro-
gnosen in besonderem Maße ein. An dieser
Stelle soll nicht auf die Unterschiede in ein-
zelnen Voraussagetechniken eingegangen
werden. Bei allen formalen und methodischen
Unterschieden bleibt diesen Prognosetechni-
ken gemeinsam, daß die Phantasie und das
Vorstellungsvermögen des Prognostikers so-
wie gegebenenfalls die vorab festgelegten
Rahmenbedingungen die Bandbreite mögli-
cher Ergebnisse vorprägen. Eine „Prognose-
Philosophie“, die sich künftige Welten vorran-
gig als eine Fortschreibung der Vergangen-
heit vorstellt, ist gescheitert. Heute wird viel-
mehr ein Prognose-Dilemma (Borchardt) deut-
lich: In Zeiten relativ stabiler, kontinuierli-
cher Entwicklungen kann eine Prognose als
Fortschreibung eine hohe Akzeptanz und
gute Trefferwahrscheinlichkeit aufweisen —
ist aber deshalb auch trivialerweise kaum ge-
fragt. In Zeiten, die von Strukturbrüchen und
Diskontinuitäten geprägt sind, steigt der ge-
sellschaftliche Bedarf an zutreffenden Zu-
kunftsaussagen, gleichzeitig aber verliert die
Vergangenheitsentwicklung ihre Funktion als
Basis.

Prognosen über längere Zeiträume gediehen
vor allem in einer politischen Landschaft, in
der von der Steuerbarkeit und Beherrschbar-
keit einer „gleichgewichtigen" gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Entwicklung aus-
gegangen wurde. Dem Staat als Handlungs-
träger nicht nur einer Globalsteuerung, son-
dern auch einer langfristigen Infrastruktur-,

Bildungs- und Arbeitskräftepolitik wurde die
Aufgabe zugewiesen, einen reibungslosen
wirtschaftlichen Wachstumsprozeß zu flan-
kieren und die nicht vom Markt erbrachten
„öffentlichen Güter" anzubieten. Gesetze wie
das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz sowie
das Arbeitsförderungsgesetz, Planungsan-
sätze im Bildungswesen wie der Bildungsge-
samtplan sind diesem Politikverständnis zu-
zuordnen. Mit dem Ende der Wachstums-
phase können Ungleichgewichte nicht mehr
als lästige, aber beherrschbare Ausnahmesi-
tuation angesehen werden. Der zunehmende
Problemdruck mit seinen Auswirkungen auf
die Handlungsspielräume des Staates hat zu
einer Verunsicherung über die Richtungen
und grundsätzlichen Möglichkeiten längerfri-
stig angelegter Wirtschaftspolitik geführt.
Dies und auch die Kritik an bisherigen Lang-
fristprognosen hat die prognostischen Aktivi-
täten erheblich reduziert. Den großen Pla-
nungsansätzen folgte die Orientierung an den
im Moment brennendsten Fragen — „Durch-
wursteln" anstelle vorausschauender Politik.
Unter den Voraussagen, die die künftige Welt
in Zahlen gefaßt haben, sind die Vorausschät-
zungen der langfristigen Energiebedarfsent-
wicklung, des Bedarfs an Verkehrsinfrastruk-
turen und des Arbeitskräftebedarfs populär
geworden. Diese Prognosen sind ein Beispiel
für die Instabilität langfristiger Trends und.
die geringen Möglichkeiten, Strukturbrüche
oder auch nur Trendveränderungen mit der
notwendigen Zuverlässigkeit vorauszusehen.
Aber auch die Vorausschätzung der Nach-
frage nach Arbeitskräften ist mit hohen Unsi-
cherheiten behaftet. Voraussetzung sind —
ebenfalls unsichere — Prognosen des wirt-
schaftlichen Wachstums, der Produktivitäts-
entwicklung, der Erwerbsbeteiligung, des
Wanderungsverhaltens sowie des Verhaltens
des Staates.
Noch Mitte der siebziger Jahre wurde wieder
beschleunigtes Wirtschaftswachstum und
nachlassender Angebotsdruck („Pillenknick")
und daraus eine quasi-automatische Lösung
des globalen Arbeitsmarktungleichgewichts
für das Jahr 1985 prognostiziert. Danach
sollte sich das Überangebot sogar in einen
erneuten Mangel an Arbeitskräften verwan-
deln. Der Hoffnungshorizont mußte dann,
nachdem die Schere zwischen steigendem
Neuangebot und stagnierender oder gar sin-
kender Nachfrage sich immer weiter öffnete,
in rascher Folge weiter in die Zukunft ver-
schoben werden; er ist mittlerweile hinter
dem Horizont der Jahrtausendwende ver-
schwunden. Die Lebensdauer von „Langfrist-
prognosen" ist oft kaum länger als die von
Konjunkturprognosen.



Unsicherer noch als die Prognose des gesam-
ten Arbeitskräftebedarfs sind Prognosen für
einzelne Struktursegmente des Arbeitsmark-
tes. So haben sich Vorausschätzungen z. B. für
Lehrer oder Ingenieure einen zweifelhaften
Ruf erworben, da sie — das „Vorzeichen“
mehrfach wechselnd — Anpassungsreaktio-
nen bei der Studienfachwahl hervorgerufen
haben, die sich allzu bald als verfehlt erwie-
sen. Bei Ausbildungsentscheidungen und
-Investitionen erstreckt sich der Planungsho-
rizont über 20 Jahre. Rechnet man zwischen
drei und zehn Jahren für die Ausbildung so-
wie noch ein halbes Berufsleben, in dem das
Erlernte eingesetzt werden woll, so wird die
Diskrepanz zwischen dem Bedarf an quantifi-
zierten Prognosen und den geringen Möglich-
keiten, sie zu erstellen, besonders deutlich.
Diese wenigen Anmerkungen zu den Mög-
lichkeiten und Grenzen von Strukturanalyse
und -prognose können die Vielzahl der theo-

retischen, methodischen und statistischen
Einschränkungen nicht wiedergeben. Sie sol.
len vielmehr den Leser zu einer vorsichtigen
und kritischen Rezeption der folgenden Aus-
führungen auffordern. Im folgenden wird
Strukturwandel wie eine „black box“ aufge-
faßt, aus der heraus Wirkungen auf die Struk-
turen von Beschäftigung und Arbeitsmarkt
ausgehen. Die Strukturverschiebungen der
letzten zehn Jahre werden dargestellt, auf sta-
bile Entwicklungsmuster hin untersucht und
mit der aktuellen Arbeitsmarktlage konfron-
tiert.
Daran anschließend werden plausibe Überle-
gungen darüber angestellt, ob die in der Ver-
gangenheit beobachteten Tendenzen auch
künftig stabil sein könnten. Dabei sollen auch
bereits heute absehbare Tendenzen und Ein-
flußgrößen, die auf die künftige Struktur von
Arbeitskräfteangebot und -nachfrage einwir-
ken könnten, einbezogen werden.

II. Langfristige Strukturentwicklungen im Beschäftigungssystem

Zur Darstellung der Strukturentwicklung im
Beschäftigungssystem können unterschiedli-
che Kategorien — wie Branche, Produkt und
Beruf — herangezogen werden. Hier wird als
Strukturdimension der Beruf verwendet. In
dieser Kategorie mischen sich vielfältige Ele-
mente des Ausbildungs- und Erwerbslebens
(z. B. Qualifikation, Ausbildungsabschluß
oder/und -niveau, ausgeübte Tätigkeit, sozia-
ler Status). Bildungswesen und Erwerbssy-
stem orientieren sich überwiegend am Beruf
(„Verberuflichung") als beschreibende und sta-
tusdifferenzierende Kategorie. Ein Vorteil
z. B. gegenüber einer produktbezogenen Glie-
derung nach Branchen liegt in dem Personen-
und Tätigkeitsbezug, da das Arbeitsmarktge-
schehen zwar durch eine Vielfalt an Wechsel-
beziehungen beeinflußt wird, letztlich aber
über Personen vermittelt und Personen be-
treffend abläuft und von Personen bewältigt
werden muß. Außerdem zwingt die Datenlage
für Analysen des Strukturwandels am Ar-
beitsmarkt — trotz aller Kritik an der mangel-
haften Trennschärfe des Begriffs — zum
Rückgriff auf den Beruf. Bei der Untersu-
chung wird die Berufssystematik des Statisti-
schen Bundesamtes herangezogen. Die Er-
werbstätigen werden fünf Berufsbereichen
zugewiesen, die sich wiederum in 86 Berufs-
gruppen aufgliedern lassen.
Als Vergleichsjahre werden 1973 und 1982 ge-
wählt. Dies sind Jahre, für die aus dem Mikro-
zensus Berufsdaten vorliegen. Zu berücksich-

tigen ist, daß der Mikrozensus für die Er-
werbstätigkeit insgesamt ein überhöhtes Ni-
veau ausweist. Es dürfte' sich in der Größen-
ordnung von 0,5 bis 1,0 Million bewegen. Dies
ist auf die Methoden der Erhebung und Hoch-
rechnung zurückzuführen. Hier macht sich
das Fehlen einer korrigierenden Vollerhe-
bung, wie sie in der Volks- und Berufszählung 
vorgenommen wird, besonders störend be-
merkbar. über die Verteilung dieser Niveau-
.Überhöhung auf die Berufsstrukturen ist
nichts bekannt; sie kann daher auch nicht be-
rücksichtigt werden. Für die Interpretation
der vorliegenden Resultate heißt das, daß der
Beschäftigungsrückgang im Untersuchungs-
zeitraum stärker ausgefallen ist, als die Daten
es ausweisen.
Die Trennung von Konjunktur- und Struktur-
effekten bei der Beschäftigungsentwicklung
ist nur hypothetisch möglich. Die Vergleichs-
jahre sind unterschiedlichen konjunkturellen
Situationen zuzuordnen: 1973 war der Be-
schäftigungsstand hoch, Arbeitslosigkeit ver-
schwindend gering, 1982 dagegen war geprägt
von rückläufiger Beschäftigung und anstei-
gender Arbeitslosigkeit. Das Vergleichsjahr
1982 wird aus Aktualitätsgründen dennoch
dem Jahr 1980 vorgezogen. In die vorgefunde-
nen Beschäftigungsentwicklungen gehen also
auch konjunkturelle Einflüsse ein. Sie über-
zeichnen daher in den Berufen mit größerer
Konjunkturreagibilität die Strukturverschie-
bungen etwas. Vergleichsrechnungen mit



dem Jahr 1980, das sich konjunkturell eher
mit dem Jahr 1973 vergleichen läßt, haben
allerdings ergeben, daß der Konjunkturein-
fluß das Grundmuster der Strukturverände-
rungen unberührt läßt.
Im folgenden werden zuerst die Grundzüge
des Strukturwandels der Beschäftigung in der
Zusammenfassung zu fünf Berufsbereichen
dargestellt. Anschließend wird das Konzept
differenziert1), indem
— die Betrachtung auf eine Auswahl von 86
Berufen disaggregiert wird und
— weitere Indikatoren zur Identifikation der
Arbeitsmarktpositionen" der Berufe herange-
zogen werden.
Faßt man die Vielzahl der unterschiedlichen
Berufe zu fünf großen Berufsgruppen zusam-
men, so fallen zwei Strukturverschiebungen
der Beschäftigung zwischen 1973 und 1982 be-
sonders auf (vgl. auch Tabelle 1):
— Die Zahl der Beschäftigten in den land-
und forstwirtschaftlichen sowie den Ferti-
gungsberufen hat weiter stark abgenommen,
während in den technischen und den Dienst-
leistungsberufen erheblich mehr Personen
beschäftigt waren. Diese Beschäftigungsum-
schichtung war per Saldo von einem Arbeits-
platzabbau begleitet.
— Im Verlauf des Berufsstrukturwandels
sind zwar auch bei den weiblichen Erwerbstä-
tigen in erheblichem Umfang Arbeitsplätze in*

Berufen des primären und sekundären Sek-
tors weggefallen, aber die Expansion in den
Dienstleistungsberufen erfolgte überwiegend
in „Frauenberufen", so daß sich für die weibli-
chen Erwerbstätigen per Saldo nur ein ge-
ringfügiger Beschäftigungsabbau ergibt.

1. Die Entwicklung in einzelnen berufsfach-
lichen Teilarbeitsmärkten

Die geschilderten Veränderungen der Berufs-
struktur des Arbeitskräfteeinsatzes haben
sich auf den einzelnen berufsfachlichen Teil-
arbeitsmärkten unterschiedlich ausgeprägt.
Bei der Betrachtung der Strukturverschiebun-
gen steht die Frage nach den Beschäftigungs-
chancen, d. h. Angebot und Nachfrage sowie
deren Resultante, im Vordergrund. Für jeden
Beruf werden Indikatoren berechnet, in die
die Beschäftigungsentwicklung zwischen
1973 und 1982 sowie die aktuelle Arbeits-
marktlage des Berufes im Jahre 1983 einge-
hen. Sie beschreiben die Arbeitsmarktposi-
tion eines Berufes. Anschließend werden Be-
rufe mit gleicher Arbeitsmarktposition zu
Gruppen zusammengefaßt.
Der erste Indikator ist die Veränderung des
Berufsgewichts, das sich aus dem Anteil der
Erwerbstätigen in einem Beruf an allen Er-
werbstätigen ergibt. Ein steigendes Berufsge-
wicht bedeutet also, daß 1982 mehr Personen
im Beruf tätig waren als 1973. Damit der Lehr-
lingsboom der letzten Jahre nicht zu einer
Strukturverzerrung führen kann — Lehrlinge
werden statistisch als Erwerbstätige erfaßt —,
wird die Beschäftigungsentwicklung ohne
Lehrlinge untersucht; Datenbasis ist der Mi-
krozensus.
In der Zahl der Erwerbstätigen wird die reali-
sierte Nachfrage nach Arbeitskräften und
gleichzeitig das realisierte Angebot ausge-



drückt. Dieser Indikator beschreibt allerdings
nur einen Ausschnitt des Arbeitsmarktge-
schehens. Ungleichgewichte von Angebot
und/oder Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt
werden — wenn auch mit z. T. nur geringer
Präzision — durch die Zahl der Arbeitslosen
angezeigt. Sie enthält die Resultante von An-
gebots- und Nachfragekomponenten, d. h. so-
wohl Personen aus dem Beschäftigungssy-
stem als auch solche, die erstmals Arbeit
nachfragen. Die Zahl der Arbeitslosen im
September 1982 wird mit der Zahl der Er-
werbspersonen (das sind Erwerbstätige plus
Arbeitslose) gewichtet; diese Relation ent-
spricht ungefähr der von der Bundesanstalt
für Arbeit berechneten Arbeitslosenquote.
Da hier vor allem strukturelle Ungleichge-
wichte untersucht werden sollen, wird als
zweiter Indikator die relative Arbeitslosigkeit
in den einzelnen Berufen herangezogen. Sie
gibt die Abweichung der berufsspezifischen
von der durchschnittlichen Arbeitslosenquote
wieder. Zu beachten ist dabei, daß eine unter-
durchschnittliche Arbeitslosenquote nicht
etwa Gleichgewicht oder Vollbeschäftigung
in diesem Beruf bedeuten muß, sondern in der
Regel nur eine gegenüber dem allgemeinen
Arbeitsmarktungleichgewicht günstigere Si-
tuation bezeichnet.

Das Jahr 1982 wurde als Endpunkt des Ver-
gleichs gewählt, weil keine aktuelleren Ver-
gleichsdaten zur Erwerbstätigkeit nach Beru-
fen vorliegen. Die Arbeitslosenstatistik je-
doch macht auch Daten für den September
1983 verfügbar. Da zwischen 1982 und 1983
die Arbeitslosigkeit nochmals kräftig ange-
stiegen ist, wird ergänzend der berufsspezifi-
sche Anstieg untersucht, um erste Anhalts-
punkte für die Stabilität der ermittelten Ar-
beitsmarktpositionen zu gewinnen.

Aus diesen Indikatoren lassen sich vier
Arbeitsmarktpositionen unterscheiden (vgl.
Tableau), denen dann die Berufe zugeordnet
werden.

Zu beachten ist dabei, daß die Zuordnung
nach formalen Kriterien erfolgt und die
Grenze zwischen den Gruppen nicht immer
scharf gezogen werden kann. Die Berufe, die
den einzelnen Gruppen zugewiesen wurden,
werden in den Übersichten benannt. Um ihr
Gewicht im Rahmen der Gesamtbeschäfti-
gung zu kennzeichnen, werden die Zahl der
Erwerbstätigen und das Berufsgewicht ausge-
wiesen. Die anderen umfangreichen Zahlen-
werke, die zur Analyse beigetragen haben,
können hier nicht wiedergegeben werden.
Die wichtigsten Befunde werden im Text vor-
gestellt. Einige Berufe, die in Klammern auf-

geführt werden, werden unter Vorbehalt in
die Zuordnung einbezogen; Erläuterungen
dazu im Text.
Eine günstige Arbeitsmarktposition wurde
solchen Berufen zugewiesen, in denen im Un-
tersuchungszeitraum das Berufsgewicht ange-
stiegen und gleichzeitig die Arbeitslosen-
quote 1982 unterdurchschnittlich war. Vier
von zehn Erwerbstätigen waren 1982 dieser
Gruppe zuzuordnen. Mit wenigen Ausnah-
men handelt es sich hier um Dienstleistungs-
berufe. Auch fast alle der typischen .Akade-
mikerberufe'' gehören in diese Gruppe.

Dominierend sind die Büroberufe, denen
mittlerweile jeder siebte Erwerbstätige ange-
hört. Die Zunahme um fast 9 v. H. geht sowohl
auf die Verstärkung von Verwaltungsfunktio-
nen in der Privatwirtschaft — man kann von
einer „Tertiarisierung des sekundären Sek-
tors" sprechen — als auch auf die Ausweitung
der Staatstätigkeit zurück. Das Qualifika-
tionsniveau hat sich durch die überproportio-
nale Einstellung von Bürofachkräften erhöht
Die Arbeitslosenquote lag 1982 mit 4,8 v.H.
zwar nicht auf Vollbeschäftigungsniveau, aber
doch deutlich unter dem Durchschnitt. Im fol-
genden Jahr blieben diese Berufe beim noch-
maligen Anstieg der Arbeitslosigkeit nicht
ausgespart, das insgesamt vergleichsweise
günstige Bild blieb jedoch erhalten. Im Unter-
suchungszeitraum ist offenbar durch die Ein-
führung von Rationalisierungstechniken im
Büro allenfalls ein noch stärkerer Anstieg der
Beschäftigung verhindert worden. Die beob-
achtete Ausweitung von Verwaltungstätig-
keiten mit gehobenen Qualifikationsanforde-
rungen findet ihre Entsprechung auch in der



gestiegenen Anzahl leitender Angestellter
und Organisatoren. Allerdings werden dieser
Berufskategorie auch eine Vielzahl unter-
schiedlicher selbständiger Tätigkeiten zuge-
ordnet, so daß wegen der Heterogenität die-
ser Kategorie keine weitere Auswertung
möglich ist.
Die Bank- und Versicherungskaufleute haben
stark an der Expansion privater und staatli-
cher Versicherungsleistungen und des Bank-
geschäft partizipiert. Gleichzeitig wurden in
diesen Branchen viele Bürokräfte eingestellt,
so daß die Bedeutung der Fachberufe hier
eher zurückgegangen ist. Die Ausweitung des
Bankgeschäfts und der Wettbewerb um den
Kunden im Filialgeschäft ist für diese Perso-
nalausweitung, die sich trotz des Einsatzes
der Datenverarbeitung bisher nicht verrin-
gern ließ, maßgeblich gewesen.
Der Trend hin zu mehr Dienstleistungen, der
den fortgeschrittenen Industriegesellschaften
oft als gemeinsames Entwicklungsmuster zu-
gewiesen wird, hat sich im Beobachtungszeit-
raum auch durch die Expansion von überwie-
gend staatlich beeinflußten Bereichen ver-
stärkt. Es sind die Aufgabenfelder Bildung,
Gesundheit sowie Innere Sicherheit und Ver-

teidigung. Die Ausweitung der Zahl der Leh-
rer um fast ein Drittel hat ihre Ursachen in
einer außerordentlich gestiegenen Bildungs-
beteiligung, dem Eintritt geburtenstarker
Jahrgänge ins Bildungssystem sowie in einer
verbesserten Schüler-Lehrer-Relation.
Im Gesundheitswesen waren 1982 über eine
Million Personen beschäftigt; das sind 40 v. H.
mehr als 1973. Besonders kräftig war mit ei-
ner viertel Million die Ausweitung bei den
nicht-akademischen Gesundheitsdienstberu-
fen. Deren Arbeitsmarktposition war aller-
dings nur noch geringfügig besser als die des
Durchschnitts aller Berufe. Darüber hinaus ist
1983 die Arbeitslosenzahl um ein Drittel ge-
genüber 1982 angestiegen; mittlerweile ist
fast die Hälfte von ihnen jünger als 25 Jahre
und je zwanzig bewerben sich um eine offene
Stelle. Das Neuangebot an Arbeitskräften
übersteigt die Aufnahmefähigkeit dieses ex-
pansiven Bereichs bei weitem.
Die „Technische Elite“ (Ingenieure, Techniker,
Werkzeugmacher) gehört neben den genann-
ten Dienstleistungsberufen zu denen, die bei
steigender Beschäftigung und weit unter-
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit von der
Veränderung der Tätigkeitsstrukturen profi-
tiert hat. Dies ist nicht nur auf die starke Posi-
tion technikintensiver Branchen, sondern vor
allem auf die wachsende Bedeutung der Tech-
nik in vielen Einsatzbereichen zurückzufüh-
ren.
In die Positionszuweisung geht die amtlich
registrierte Arbeitslosigkeit als wesentlicher
Indikator ein. Zu beachten ist, daß gerade in
Berufen mit hohem Akademiker- oder Selb-
Ständigenanteil die Dunkelziffer höher sein
kann als im Durchschnitt. Dies kann auf un-
terwertige Beschäftigung sowie auf Arbeissu-
che ohne Einschaltung des Arbeitsamtes zu-
rückzuführen sein.
Unter Angebotsdruck sind Berufe, in denen
die Ausweitung der Beschäftigung mit dem
Angebot an Arbeitskräften nicht Schritt hal-
ten konnte, so daß die Arbeitslosenquote —
z. T. beträchtlich — über dem Durchschnitt
lag. Dieser Gruppe gehörten 1982 10 v. H. der
Erwerbstätigen aus sehr unterschiedlichen
Berufen an. Besonders kraß ist die Situation
bei den sozialpflegerischen Berufen (Sozialar-
beiter und Kindergärtnerinnen), wo die Ar-
beitslosenquote trotz einer Verdoppelung der
Erwerbstätigkeit über 10 v. H. beträgt. Ähn-
lich schlecht ist die Situation bei den Garten-
bauern, Speisenbereitern (Köche) und techni-
schen Zeichnern, wo über ein Drittel der Ar-
beitslosen Jugendliche sind, die — meist nach
der Ausbildung — keine Beschäftigung fin-
den können.



Aber auch in qualifizierten technischen Beru-
fen wie Metallfeinbauer und Mechaniker, in
denen die Zahl der Beschäftigten bis 1980
noch zugenommen hatte, stagniert seitdem
die Beschäftigung. Die Expansion der Lehr-
lingsausbildung hat auch in diesen Berufen
das Neuangebot weit über den Ersatzbedarf
steigen lassen; 1983 waren 56 v.H. der ar-
beitslosen Mechaniker jünger als 25 Jahre, 50
Arbeitslose kamen auf eine offene Stelle.
Eine kritische Arbeitsmarktposition kenn-
zeichnet Berufe, deren Bedeutung im Struk-
turwandel zurückgeht, ohne daß dabei bis
1982 überdurchschnittliche Arbeitsmarkt-
probleme sichtbar wurden. Dieser Gruppe ge-
hörte 1982 etwa jeder fünfte Erwerbstätige an.
Durch berufliche Flexibilität und sinkendes
Neuangebot blieb die Arbeitslosenquote bis
1982 unter dem Durchschnitt. Allerdings ist
die Aussagekraft der Daten vor allem in land-
wirtschaftlichen Berufen sowie bei den Hilfs-
arbeitern wegen systematischer Untererfas-
sung der Arbeitslosigkeit eingeschränkt. Von
Gewicht sind in dieser Gruppe vor allem Ver-
kehrsberufe sowie einige metallverformende
Berufe (Schlosser, Dreher sowie Schmiede)
und die Maschinisten.
War noch bis 1982 die Schrumpfung der Be-
schäftigung in dieser Gruppe nur von durch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit begleitet, ver-
schlechterte sich die Situation 1983 besonders
bei den Metallverformern, den Schmieden
und Schlossern so stark, daß diese nunmehr
überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit be-
troffen sind.

Über ein Viertel der Erwerbstätigen waren
1982 in Berufen mit ungünstiger Arbeits-
marktposition beschäftigt, d. h. Arbeitsplatz-
abbau und hohes Arbeitskräfteangebot führte
in diesen Berufen zu weit überdurchschnittli-
chen Arbeitslosenquoten.
In der Vielzahl von Berufen — mit z.T. nur
wenigen Erwerbstätigen — überwiegen dieje-
nigen mit geringem Bildungsniveau. Beson-
ders weit über dem Durchschnitt lag die Ar-
beitslosenquote bei den Metallberufen mit
geringer Qualifikationsanforderung (Montie-
rer), aber auch die anderen Metallberufe hat-
ten eine ungünstige Arbeitsmarktposition
Die absolut und relativ größten Beschäfti-
gungseinbußen mußten die Berufe der Textil-
herstellung und -Verarbeitung hinnehmen,
deren Branche sich im Gefolge des internatio-
nalen Wettbewerbs nicht im Strukturwandel 
behaupten konnten. Berufe des Bauhaupt-
und Ausbaugewerbes unterliegen besonders
den Schwankungen der Baukonjunktur. Der
erhebliche Beschäftigungsrückgang gegen-
über 1973 sowie die besonders bei Unqualifi-
zierten außerordentlich hohe Arbeitslosen-
quote ist aber nicht nur auf ein augenblickli-
ches Tief der Bautätigkeit sondern vielmehr
auf Sättigungstendenzen zurückzuführen. Al-



lerdings ist 1983 die Arbeitslosigkeit in den
Bauberufen nur noch wenig angestiegen und
die Relation von Arbeitslosen und offenen
Stellen hat sich wieder verbessert. Durch
diese konjunkturelle Erholung ändert sich
aber die Tendenz der längerfristigen Entwick-
lung nicht. Der Beruf mit der größten Zahl
von Arbeitsplätzen (1,8 Millionen 1982) — die
Warenkaufleute — hatte zwar 1982 fast noch
genauso viele Erwerbstätige wie 1973. Aber
besonders im Einzelhandel dürfte bei fort-
schreitender Teilzeitarbeit sich hinter der fast
gleichbleibenden Personenzahl ein erheblich
verringertes Arbeitsstundenvolumen verber-
gen. Dieser Berufsbereich ist von großer Be-
deutung für die Ausbildung und Beschäfti-
gung von Frauen; daher ist der Anstieg des
Anteils der jungen Arbeitslosen (unter 25
Jahre) auf 40 v. H. aller Arbeitslosen (1983)
besonders problematisch. Lager- und Trans-
portarbeiter sowie Warenprüfer und Ver-
sandfertigmacher werden häufig gering quali-
fizierte Erwerbstätige in der Spätphase ihres
Erwerbslebens; die Anzahl der Arbeitsplätze
ist nur um ca. 10 v. H. zurückgegangen, aber
die Arbeitslosenquote lag erheblich über dem
Durchschnitt. Bei stagnierender Beschäfti-
gung war die Arbeitslosenquote der Friseure
— bei steigender Tendenz — hoch. In diesem
Beruf ist der Anteil der Jugendlichen 1983
mit fast 75 v. H. bei den Frauen so hoch gewe-
sen wie in keinem anderen Beruf. Die Sack-
gasse einer Ausbildung ohne Erwerbsaussich-
ten wird hieraus deutlich.
In der arbeitsmarktpolitischen Diskussion
wurde immer wieder die These vom Fachar-
beitermangel bei gleichzeitigem Überangebot
an falsch oder zuwenig qualifizierten Arbeits-
kräften aufgegriffen. Der Frage nach der Exi-
stenz einer Fachkräftelücke kann hier nicht
detailliert nachgegangen werden2). Die Ana-
lyse der Arbeitsmarktpositionen der Berufe
gibt aber einige Aufschlüsse dazu. Deutlich
wurde, daß die typischen Facharbeiterberufe
entweder zunehmende'Nachfrage bei gleich-
zeitig überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit
und geringer Zahl offenen Stellen aufwiesen
oder sogar kritische und ungünstige Arbeits-
marktpositionen mit deutlichem Angebots-
überhang hatten. Ein Mangel konnte also für
keinen der berufsfachlichen Teilarbeits-
märkte festgestellt werden. Allerdings kön-
nen durchaus regionale Ungleichgewichte be-
stehen, die bei der oben angestellten Durch-
schnittsbetrachtung nicht sichtbar werden.3



2. Anmerkungen zur absehbaren Entwick-
lung

Die weitere Entwicklung am Arbeitsmarkt ist
nur mit großer Unsicherheit vorauszuschät-
zen. Bisherige Erfahrungen und auch ein Ver-
gleich der Bandbreite in aktuell vorliegenden
Langfristprognosen lassen es angeraten er-
scheinen, nicht „präzise“ Schätzwerte zu be-
trachten, sondern vielmehr die Trends und
Arbeitsmarktkonstellationen in den Vorder-
grund zu stellen, die sich übereinstimmend
aus den Prognosen ablesen lassen. Diese Aus-
sagen beziehen sich überwiegend auf globale,
nicht nach Arbeitsmarktsegmenten differen-
zierte Größen des Arbeitsmarktes und des
Beschäftigungssystems (Produktion, Produkti-
vität, Erwerbspersonenpotential, Ausländer-
wanderungen, Erwerbsverhalten u. a.). Der
Einfluß technischer Änderungen geht nur in-
direkt —über die Schätzung der Produktivi-
tätsentwicklung — in die Prognosen ein. Aus-
wirkungen künftiger, z. T. noch nicht bekann-
ter Techniken sind kaum zu erfassen. Auch
überraschende, nichtsdestoweniger aber mög-
liche Ereignisse wie weitere außerordentliche
Energiepreissteigerungen, Einflüsse einer
sich zuspitzenden Umweltkrise oder Kriege
sind in diesen Szenarien nicht enthalten. Zu-
sammenfassend können folgende Annahmen
und Tendenzen aus heutiger Sicht formuliert
werden:

— Das reale wirtschaftliche Wachstum wird
auf absehbare Zeit nicht das Tempo errei-
chen, das nötig wäre, um annähernd Vollbe-
schäftigung zu erreichen.
— Die Produktivitätsfortschritte dürften über
dem Produktionszuwachs liegen und somit
weiterhin die Einsparung von Arbeit möglich
machen.
— Die Erwerbsbeteiligung und damit die
Nachfrage nach Arbeitskräften geht auch bei
anhaltender Arbeitslosigkeit nicht zurück.

— Jugendliche aus geburtenstarken Jahrgän-
gen mit überwiegend hoher formaler Qualifi-
kation sowie junge Ausländer der „zweiten
und dritten Generation" vergrößern das Ar-
beitskräfteangegbot bis in die neunziger
Jahre.

— Neue Techniken in Produktion, Verwal-
tung und Kommunikation werden im kom-
menden Jahrzehnt breitere Anwendung fin-
den als bisher.

— Eine Arbeitszeitverkürzung in Form und
Ausmaß, wie sie gegenwärtig diskutiert wird,
kann zwar allein nicht einen nennenswerten
Abbau der Arbeitslosigkeit bewirken, aller-

dings weiteren Entlassungen entgegenwir.
ken.
Die Anhebung des Qualifikationsniveaus des
Arbeitskräfteangebots bei gleichzeitig hohem
Niveau der Arbeitslosigkeit und stagnieren-
der oder gar sinkender Beschäftigung wird
die Dynamik des Arbeitsmarktprozesses weit-
gehend bestimmen3):

— Die Hürden im Wettlauf um begehrte Ar-
beitsplätze ) werden höher, d.4 h. die Anforde-
rungen steigen und die wettbewerbsschwa.
chen Teilnehmer werden abgedrängt;

— akademische Abschlüsse sind keine Ein-
trittskarte mehr für einkommens- und sta-
tusprivilegierte Arbeitsmärkte; die Massen-
haftigkeit akademischer Ausbildung verän-
dert die bisherige Eliteposition akademischer
Beschäftigung; Abschottungsversuche einzel-
ner berufsständischer Vertretungen werden
das nicht verhindern können;

— Arbeitsmarktrisiken werden sich weiter-
hin bei benachteiligten Gruppen kumulieren.
Die Dreiteilung des Erwerbssystems in ein si-
cheres Beschäftigungssegment, ein unsiche-
res Segment mit Wechsel von Arbeitslosig-
keit und kurzzeitiger Beschäftigung sowie in
ein Segment, das die dauerhaft abgedrängten
Erwerbspersonen („Stille Reserve“) aufnimmt
wird sich unter dem Druck hoher Arbeitslo-
sigkeit weiter verfestigen.

Die Entwicklung dieser globalen Größen wird
von weiteren Strukturverschiebungen beglei-
tet sein, die allerdings noch weniger zuverläs-
sig vorauszusehen sind als die globale Ent-
wicklung. In einigen Langfristprognosen wird
die künftige Entwicklung auch nach Bran-
chen differenziert; eine Fortführung dieser
Ansätze bis hin zu der personen- und qualifi-
kationsbezogenen Kategorie Beruf wird nicht
vorgenommen. Deshalb kann im folgenden
nur ein Teilaspekt der künftigen Entwicklung
berufsfachlicher Arbeitsmärkte dargestellt
werden. Dies sind erstens die Strukturent-
wicklung beim Neuangebot an Arbeitskräften
und zweitens die Struktur der Abgänge aus
dem Erwerbsleben, die die Obergrenze des
Ersatzbedarfs und damit die Chancen der jun-
gen Erwerbspersonen am Arbeitsmarkt be-
einflussen.3



3. Neuangebot an Erwerbspersonen und
Abgänge aus dem Erwerbsleben

Die geburtenstarken Jahrgänge haben die er-
ste Schwelle, den Übergang von der Schule in
die Berufsausbildung erreicht. Dabei gibt es
weiterhin trotz der erheblichen Ausweitung
der Lehrstellenzahl eine nicht unerhebliche
Unterversorgung sowie eine Überbetonung
der Quantität in der Berufsausbildung. Die
Qualität, gemessen an den Inhalten der Aus-
bildung und an den Schwerpunkten unter den
Ausbildungsberufen, tritt hinter dem Men-
genproblem zurück. Der Lehrlingsboom wird
gegen 1988 wohl seinen Höhepunkt über-
schreiten. Allerdings werden heute bereits,
nachdem die ersten starken Jahrgänge ihre
Ausbildung abgeschlossen haben, die Pro-
bleme an der zweiten Schwelle sichtbar: der
Übergang von der Ausbildung in die Beschäf-
tigung gerät ins Stocken.
Am anderen Ende der Alterspyramide finden
Abgänge aus dem Erwerbsleben statt, deren
Umfang durch Tod, Invalidität oder Bezug von
Rente bestimmt wird. Die Zahl der Abgänge
bestimmt — ceteris paribus — die Ober-
grenze eines potentiellen Ersatzbedarfs. Neu-
zugänge und Abgänge sind zwei Komponen-
ten aus dem komplexen Arbeitsmarktgesche-
hen, in dem sich der Strukturwandel vollzieht.
Betrachtet man diese beiden Komponenten
isoliert, so können die berufsfachlichen Teil-
arbeitsmärkte festgestellt werden, in denen
Neuangebot und Ersatzbedarf künftig weit
auseinanderklaffen werden. Daraus kann
keine Prognose künftiger Arbeitsmarktun-
gleichgewichte „kurzgeschlossen“ werden;
weitere Einflußgrößen und vielfältige Anpas-
sungsreaktionen überlagern die Diskrepanz
von Neuangebot und Ersatzbedarf. Dazu ge-
hören z. B.
— eine Veränderung des Erwerbsverhaltens
in Abhängigkeit von der aktuellen Arbeits-
marktlage. Dies könnte sich bei Frauen in
eine Abdrängung in die „Alternativrolle
Hausfrau“ und bei Ausländern durch die
Rückwanderung ergeben;
— der Wechsel des erlernten Berufs. Beson-
ders die im Handwerk ausgebildeten Fach-
kräfte wechseln nicht nur den erlernten Be-
ruf, sondern oft auch in den Status ) des An-
oder Ungelernten. Dabei wird unter dem Ge-
sichtspunkt von Einkommen und sozialem
Status der Wechsel oft als Verbesserung der
Situation und nicht als erzwungene Reaktion
auf Engpässe am Arbeitsmarkt gesehen;
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Hochschulprüfung ablegen. Die Größenord-
nung dieser Zahl wird klar, wenn man sich
vor Augen hält, daß 1982 insgesamt ca. 2,3
Millionen Personen mit akademischem Ab-
schluß erwerbstätig waren. Viele davon sind
relativ jung, so daß die Zahl der Abgänge bis
1990 unter 0,5 Millionen liegen dürfte.
Um über die Verteilung des Neuangebots an
Hochschulabsolventen auf die Fachrichtun-
gen Anhaltspunkte zu gewinnen, wurden ver-
einfachende Annahmen getroffen:
— Die Fachrichtungsstruktur der Hochschul-
absolventen entspricht der Fachrichtungs-
struktur der Studienanfänger von 1982;
— der Anteil der Studenten in den einzelnen
Fachrichtungen, die 1982 mit dem Ziel des
Lehramtes studieren, bestimmt auch den An-
teil der Absolventen mit Lehramt. Ein weite-
rer Rückgang des Anteils der Lehrerstuden-
ten unter das Niveau von 1982 ist aber mög-
lich, so daß diese Schätzung eine Obergrenze
angibt.
Drei von zehn Absolventen werden in den
Fachrichtungen der Wirtschafts- und Gesell-
schaftswissenschaften ausgebildet sein; diese
haben bisher den größten Teil an der Expan-
sion der Hochschulen getragen. Die zweit-
größte Gruppe werden — entgegen einem
weitverbreiteten Vorurteil — die Fachrich-
tungen der Ingenieurswissenschaften stellen.
Zwar waren die technischen Fachrichtungen
zeitweilig Schlußlichter der Hochschulexpan-
sion, aber die in jüngerer Zeit zu beobach-
tende (vorrangig von den Arbeitsmarktper-
spektiven beeinflußte) Hinwendung zur Inge-
nieursausbildung läßt ein erheblich steigen-
des Neuangebot erwarten. Damit dürften sich
auch Befürchtungen um eine ausreichende
Versorgung mit qualifiziertem Nachwuchs
beruhigen.

Im Vergleich zur starken Expansion anderer
Fächer dürften die Naturwissenschaften und
die Mathematik relativ an Bedeutung einbü-
ßen. Die Ausnahme unter diesen Fachrichtun-
gen bildet die Informatik. Allerdings stellt
dieser relative Rückgang in einem insgesamt
wachsenden System immer noch ein Neuan-
gebot von über 25 000 Akademikern pro Jahr
dar. Auf die Situation der Lehramtsstudenten
wird noch gesondert hingewiesen.

4. Zur künftigen Entwicklung in berufs-
fachlichen Teilarbeitsmärkten

Im folgenden werden die einzelnen Berufe in
der Reihenfolge untersucht, zu der sie bei der
Ermittlung ihrer Arbeitsmarktposition zusam-
mengestellt wurden. Die Gegenüberstellung

von Neuangebot und Abgängen wird als
Saldo bezeichnet.
Zur künftigen Entwicklung der Berufe, die in
der Vergangenheit eine günstige Arbeits.
marktposition hatten, ist folgendes anzumer-
ken: Im Bürobereich (Rechnungskaufleute,
EDV-Fachleute, Bürofach- und hilfskräfte) ha-
ben sich im vergangenen Jahrzehnt beste-
hende Rationalisierungspotentiale erst teil-
weise erschließen lassen. Der Saldo weist ei-
nen erheblichen Überschuß an Abgängen aus,
so daß selbst bei stagnierender Beschäftigung
in diesem Bereich kein Angebotsdruck ent-
stehen dürfte. Der künftige Gesamtbedarf
wird hier stark von der Automation und ihrer
Diffusionsgeschwindigkeit beeinflußt. Das
„papierlose“ und personalarme Büro wurde
früher schon für den Anfang der achtziger
Jahre annonciert; mittlerweile wird dieses
Ziel erst um die Jahrtausendwende für er-
reichbar gehalten. Bei dem künftig zu erwar-
tenden Einsatz von Text- und Datenverarbei-
tung auch in Klein- und Mittelbetrieben
dürfte der Bedarf an qualifiziertem Personal
eher ansteigen. Vor allem Akademiker ohne
Aussichten auf ausbildungsadäquate Arbeits-
plätze können in diesen „Weiße-Kragen-Jobs‘
das Angebot wesentlich vergrößern. Aller-
dings werden die Systeme so komfortabel
werden, daß dann Sachbearbeiter auf der An-
wenderebene sowohl EDV-Spezialisten als
auch gering qualifizierte Zuarbeiter verdrän-
gen können.
Bei den Bank- und Versicherungskaufleuten
übersteigt das Neuangebot die Abgänge um
mehr als das Doppelte. Ob die neuen Fach-
kräfte Beschäftigung finden werden, hängt
von den Arbeitsplatzwirkungen neuer Tech-
niken ab. Im Vordergrund dürften hier auto-
matische Buchungssysteme, die direkt vom
Kunden, eventuell in Verbindung mit den Lei-
stungen der „Bildschirmtexf'-Anlagen, be-
dient werden, stehen. Allerdings könnten bei
der Kundenberatung neue Arbeitsschwer-
punkte entstehen, die eine Einsparung von
Personal nicht zulassen. Der Bedarf an Bera-
tungsleistung wird durch den Wettbewerb
zwischen den Kreditinstituten, durch die ge-
wachsene Vielfalt der Anlageformen und
durch die Tendenz zu kürzeren Anlagefristen
gesteigert.
Einen Sonderfall bildet der künftige Bedarf an
Lehrern; er wird in Abhängigkeit von not-
wendiger bzw. erwünschter Schüler-Lehrer-
Relation sowie von der Möglichkeit und Be-
reitschaft zu ihrer Finanzierung definiert. Der
Lehrerbedarf ist also eine politisch zu ent-
scheidende Größe. Entsprechend groß ist die
Bandbreite in den vorliegenden Schätzungen.



Nimmt man an, daß bis 1990 in der Sekundar-
stufe II noch ein Nachholbedarf besteht, die
heute noch unbefriedigende Versorgung wei-
ter verbessert werden soll und die Expansion
des Hochschulsektors auch einen Mehrbedarf
an Lehrpersonal mit sich bringt, so werden
den ca. 130 000 Lehrern, die aus dem Erwerbs-
leben ausscheiden werden, mindestens 75 000
Neueinstellungen gegenüberstehen müssen.
Fast 200 000 Absolventen dürften in dieser
Zeit allerdings nach einer Stelle suchen, so
daß eine gravierende Lehrerarbeitslosigkeit
vorprogrammiert ist. Daran wird auch die
mittlerweile starke Abkehr der Studienanfän-
ger vom Lehramt nichts ändern. In einer ein-
schneidenden Sparpolitik und einer restrikti-
ven Einstellungspraxis könnte allerdings
schon der Keim zur nächsten zyklischen Un-
gleichgewichtssituation liegen, die über die
Stationen „Rückgang der Lehrerausbildung"
— „Überalterung des Lehrerbestandes" auf
lange Sicht zu einem neuen Lehrermangel
führen könnte.
Der künftige Bedarf an Ingenieuren und die
Möglichkeiten zu seiner Deckung ist ständig
Gegenstand meist kontroverser Diskussion.
Auch zwischen den jeweiligen Fach- und In-
teressenverbänden schwankt die Einschät-
zung zwischen „Ingenieurmangel" und „Inge-
nieurüberschuß"; binnen eines halben Jahr-
zehnts wurden Vorzeichen und Größenord-
nung von Prognosen umgekehrt7). Auch Un-
ternehmensbefragungen über die heutige
Versorgungslage und die Einschätzung des
künftigen Bedarfs liefern unterschiedliche
Szenarien. Die Befürchtungen, den künftigen
Herausforderungen der technischen Entwick-
lung wegen eines Mangels an Ingenieuren
nicht gewachsen zu sein, wurden vor allem
durch rückläufige Studienanfängerzahlen ge-
nährt. Diesen Fehlprognosen soll keine wei-
tere hinzugefügt werden; aber schon ein Blick
auf die neuen Studienanfängerzahlen zeigt,
daß die als „Technikfeindlichkeit" apostro-
phierte unterdurchschnittliche Zunahme der
Zahl der Ingenieursstudenten der Vergangen-
heit angehört. Gerade die für zukunftsträchtig
gehaltenen Fachrichtungen Maschinenbau,
Elektrotechnik und Informatik haben mittler-
weile so viel Zulauf, daß in absehbarer Zeit
ein kräftig steigendes Neuangebot auf den
Arbeitsmarkt treten wird. Auch für einen
steigenden Bedarf wächst hier das Angebot
heran. Allerdings gilt diese positive Einschät-
zung nicht für alle Ingenieurfachrichtungen.

1 iKationsprognosen insbesondere für hochqualifi-
Mrte Arbeitskräfte, in: Mitteilungen aus der Ar-

ettsmarkt- und Berufsforschung, (1980) 3, S. 395.

Bei den Architekten und Bauingenieuren
hängen die Beschäftigungsaussichten wesent-
lich von der weiteren Entwicklung der Bau-
branche ab.
Für die nicht-akademischen Gesundheits-
dienstberufe wird sowohl im Dualen System,
d. h. bei den Freien Berufen, als auch im Rah-
men der Fortbildung in den Schulen des Ge-
sundheitswesens ausgebildet. Der Saldo
dürfte mit über einer viertel Million nur dann
nicht zu erheblichem Überangebot führen,
wenn das bisherige Expansionstempo beim
Personal beibehalten wird. Die Bemühungen
zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen
lassen das aber eher unwahrscheinlich wer-
den.
Bei den Elektrikern weist der Saldo wegen
der gesteigerten Ausbildungszahlen einen
Überschuß von fast einer halben Million aus.
Hier dürfte sich, zumal bei weiter stagnieren-
der Baukonjunktur, erheblicher Anpassungs-
bedarf einstellen; dies trifft auch auf die
Werkzeugmacher zu. Der Beruf des Techni-
kers wird vorrangig nach Fortbildungsmaß-
nahmen erreicht. Startberufe dieses Aufstiegs
sind z. B. Schlosser, Mechaniker, Werkzeug-
macher, Elektriker u. ä. Dies ist ein Beispiel
für Berufsverläufe, die einen Wechsel des er-
lernten Berufs beinhalten. Sie stellen einen
Teil der erwähnten vielfältigen Flexibilitäts-
beziehuhgen im Beschäftigungssystem dar,
die eine schlichte Saldierung von Neuangebot
und Abgängen unmöglich machen.
Unter den Berufen, die in der Vergangenheit
unter Angebotsdruck standen, zeichnet sich
besonders bei den Mechanikern und den
technischen Sonderfachkräften eine künftig
verstärkte Notwendigkeit zur Anpassung ab
— der Saldo weist einen erheblichen Über-
schuß aus. Auch bei den Gartenbauern wer-
den auf einen Abgänger zwei Anfänger kom-
men.
In der Gruppe mit kritischer Arbeitsmarktpo-
sition ist bei den Schlossern das Verhältnis
von Abgängen und Neuangebot mit einem
Saldo von über 200 000 Personen besonders
schlecht. Dagegen werden für den erst jungen
Lehrberuf des Kraftfahrers nicht annähernd
so viele Personen ausgebildet, daß die Ab-
gänge ersetzt werden könnten. Hier handelt
es sich um einen Beruf, der als Auffangbecken
für Facharbeiter aus einer Vielzahl von Beru-
fen dient.
Unter den Berufen, die in der Vergangenheit
eine ungünstige Arbeitsmarktposition hatten,
fallen einige der traditionellen Ausbildungs-
berufe durch einen hohen positiven Saldo auf;
die verstärkte Ausbildung wird hier einen er-
heblichen Anpassungsdruck, wahrscheinlich



meist mit Berufswechsel verbunden, beim
Übergang in die Beschäftigung nach sich zie-
hen. Es sind die Fertigungsberufe Installateur,
Bäcker, Zimmerer, Tischler und Maler. Bei
den Dienstleistungsberufen weisen vor allem
die Warenkaufleute — das sind überwiegend
Verkäuferinnen — ein erhebliches Überange-
bot auf. Gerade im Handel dürften bei fort-
schreitender Konzentration, dem Wirken ar-
beitsorganisatorischer Rationalisierungsmaß-

nahmen und steigender Nutzung flexibler Ar-
beitszeiten sowie durch den Einsatz von
neuen Techniken (Scanner-Kassen) weitere
Personaleinsparungen möglich sein. Davon
sind in besonderem Maße Frauen betroffen.
Auch bei den Friseuren ist die Zahl der Perso-
nen, die ausgebildet werden, dreimal so hoch
wie die derjenigen, die aus dem Erwerbsleben
— unter Berücksichtigung von Phasener-
werbstätigkeit — ausscheiden.

Ausblick

Dem wirtschaftlichen Strukturwandel und
seinen künftigen Auswirkungen auf Arbeits-
markt und Beschäftigung wird in der Diskus-
sion häufig ein weiterer Veränderungsbereich
zur Seite gestellt: der Wertewandel. Das
Spektrum, in dem dieser Wandel konstatiert
wird, reicht von Stichworten wie Eigenarbeit,
Schattenwirtschaft, Alternativer Sektor bis
hin zum „Ende der Arbeitsgesellschaft'' und
ihrer Umwandlung in eine „Freizeitgesell-
schaff’. Gemeinsam ist diesen Ansätzen — bei
allen Unterschieden — die Vermutung, daß
für große Teile der Bevölkerung die heute
noch starke Orientierung an der institutionell
geregelten, im „offiziellen“ Bereich organisier-
ten Erwerbsarbeit zurückgehen wird. Als In-
diz dafür werden z. B. Veränderungen in der
subjektiven Wertschätzung von Berufstätig-
keit — besonders bei der nachwachsenden
Erwerbsgeneration — angeführt. Auch die
„Schattenwirtschaft" wird als Forschungsge-
genstand wiederentdeckt. Diese Überlegun-
gen knüpfen an utopisch anmutende Ent-
würfe der fortgeschrittenen Industriegesell-
schaft an, in denen der arbeitsparende techni-
sche Fortschritt die Produktion eines hohen
Lebensstandards für alle beim Einsatz von im-
mer weniger Lebenszeit als Arbeitszeit mög-
lich machen sollte.

Sowohl die Erhöhung des materiellen Versor-
gungsniveaus und verminderte subjektive
Wertschätzung von Berufsarbeit als auch der
langfristige Trend zur Arbeitszeitverkürzung
erhalten aber im Lichte der künftig hohen
Arbeitslosigkeit eine weitere Dimension: die

Verteilung von Arbeit Festzuhalten ist er-
stens, daß entgegen den subjektiven Einschät-
zungen die tatsächliche Erwerbsbeteiligung
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
weiter angestiegen ist und zweitens Erwerbs-
arbeit für die Vielzahl der Arbeitnehmer die
einzige Einkommensquelle darstellt Ein trag-
fähiger alternativer Sektor existiert — zumal
in Abhängigkeit vom Staat — nur für eine
verschwindende Minderheit Die Zuweisung
materieller und subjektiver Positionen in der
Gesellschaft wird auch künftig fast überwie-
gend im Bereich der Erwerbsarbeit erfolgen.
Damit zerschlagen sich m. E. Hoffnungen auf
die entlastende Wirkung von Wertewandel
und „alternativer Ökonomie“ bei der gesell-
schaftlichen Bewältigung langandauernder
Massenarbeitslosigkeit. In einer eher pessimi-
stischen Sicht werden verschärfte Vertei-
lungskämpfe im enger werdenden Sektor der
Erwerbsarbeit zu einer Abdrängung der
Schwächeren nicht in .Alternativrollen“, son-
dern in die Alternativlosigkeit führen. Eine
Teilung der Erwerbsgesellschaft in einen
„vollbeschäftigten'' Bereich, der vom Überan-
gebot an Arbeitskräften und dessen Folgen
profitiert, und in einen „Randbereich" mit
kurzfristiger, meist unterwertiger Beschäfti-
gung, kumulativen Arbeitsmarktrisiken und
geringem Lebensstandard scheint wahr-
scheinlicher als die solidarische Bewältigung
von Strukturwandel. Neuere Forschungser-
gebnisse zur Kumulation von Arbeitsmarktn-
siken in der Bundesrepublik, aber auch der
Blick in Länder mit großen, benachteiligte»
Minderheiten geben Anschauungsmaterial
für die pessimistische Variante.



Horst Kern/Michael Schumann

Industriearbeit im Umbruch

Versuch einer Voraussage

Auf dem diesjährigen Soziologentag wurden
die zentralen Befunde aus einem am Soziolo-
gischen Forschungsinstitut Göttingen (SOFI)
von den Verfassern durchgeführten For-
schungsprojekt zur Rationalisierungsentwick-
lung seit Mitte der sechziger Jahre vorge-
stellt. In der Untersuchung geht es nicht nur
um die historischen Verlaufsformen der Ra-
tionalisierung, gewagt wird auch eine Pro-
gnose der weiteren Entwicklung. Das dafür
erarbeitete Verfahren wird als „theoretisch
angeleitete und empirisch gestützte Band-
breitenbestimmung'' gekennzeichnet „Theore-
tisch angeleitet", weil Bezug genommen wird
auf eine Theorie, die von der Unterscheidung
zwischen Logik und Formen kapitalistischer
Rationalisierung ausgeht: die Verwertungs-
prämisse ist konstant, ihre bestmögliche Ein-

Vorbemerkung
lösung schließt aber auch grundlegenden For-
menwandel nicht aus. „Empirisch gestützt“,
weil der Nachweis einer beginnenden Ablö-
sung der alten Formen durch neue Produkti-
onskonzepte mit empirischen Mitteln geführt
wird. Der Begriff der „Bandbreite“ soll Felder
und Grenzmarken abstecken, innerhalb derer
die weitere Entwicklung zu erwarten ist, und
grenzt die getroffenen Voraussagen ab gegen-
über eindeutiger Prognose im Sinne der defi-
nitiven Behauptung einer bestimmten Ent-
wicklungslinie.

Die Empirie der Untersuchung lag schwer-
punktmäßig in der Automobilindustrie, dem
Werkzeugmaschinenbau und der großchemi-
schen Industrie, d. h. in drei zum Kernbereich
der Wirtschaft gehörenden Branchen.

In den industriellen Kernsektoren vollzieht
sich vor unseren Augen ein grundlegender
Wandel in der Nutzung der Arbeitskräfte. Zu
beobachten ist ein Umdenken in der Arbeits-
gestaltung, der Ausbildungs- und Personalpo-
litik sowie im Arbeitseinsatz. Man kann in
diesem Zusammenhang durchaus von einem
arbeitspolitischen Paradigmenwechsel in den
Betrieben des industriellen Kernbereichs
sprechen. Dieser steht im Zusammenhang mit
jenem umfassenden Gesamtprozeß, den wir
als das Aufkommen neuer Produktionskon-
zepte bezeichnet haben und der uns deshalb
so bemerkenswert erscheint, weil seine Wir-
kungen auf die Arbeit der Rationalisierung
eine neue Gestalt geben.
Dieser Wandel ist bisher freilich weitgehend
verborgen geblieben, weil sich die Diskussion

überarbeitete Fassung eines Vortrags auf
dem 22. Deutschen Soziologentag am 11. Ok-
tober 1984 in Dortmund. Die darin vorge-
stellte Untersuchung wurde kürzlich unter
em Titel H. Kern/M. Schumann, Das Ende
er ^beitsteilung? Rationalisierung in der

'^dustriellen Produktion: Bestandsaufnahme,
^ndbestimmung, München 1984, veröffent-

I. Neue Produktionskonzepte
über die neuen Technologien ganz auf deren
gesteigerte Freisetzungspotenz konzentrierte.
Der gewerkschaftliche Kampf um die 35-Stun-
den-Woche unterstreicht diese Wahrneh-
mung: Rationalisierung steht heute mehr
denn je als Synonym für massenhafte Arbeits-
platzvernichtung. Auch in der Zukunft erwar-
ten wir in dieser Hinsicht Problemverschär-
fungen, denn in vielen Industrien endet ge-
rade erst die Inkubationszeit der Rationalisie-
rungsentwicklung, in der das erweiterte
Handlungswissen aufgebaut wurde. Erst jetzt
und in den kommenden Jahren werden die
neuen Möglichkeiten .ausgereizt'. Da es kei-
nerlei Anhaltspunkte dafür gibt, daß die
Karte der Kompensation noch sticht, die ar-
beitssparenden Effekte der Rationalisierung
dur ch arbeitsschaffende ausgeglichen wer-
den, wird dem gesellschaftlichen Skandal der
Arbeitslosigkeit nur mit politischen Lösungen
beizukommen sein.

Die gesteigerte Freisetzungspotenz stellt je-
doch nur das eine neue Moment der eingelei-
teten Rationalisierungsbewegungen dar. Im
Bruch mit der bisher üblichen Arbeitspolitik
liegt die zweite, vielfach noch übersehene
Veränderung. Es klingt paradox: Gerade zu
jenem historischen Zeitpunkt, zu dem die



technischen Möglichkeiten zur Substitution
menschlicher Funktionen geradezu explodie-
ren, steigt gleichzeitig das Bewußtsein für die
qualitative Bedeutung menschlicher Arbeits-
leistung, steigt die Wertschätzung der beson-
deren Qualitäten lebendiger Arbeit. Denn das
Credo der neuen Produktionskonzepte lau-
tet:
a) Autonomisierung des Produktionsprozes-
ses gegenüber lebendiger Arbeit durch Tech-
nisierung ist kein Wert an sich. Die weitest-
gehende Komprimierung lebendiger Arbeit
bringt nicht per se das wirtschaftliche Opti-
mum.
b) Der restringierende Zugriff auf Arbeitskraft
verschenkt wichtige Produktivitätspotentiale.
Im ganzheitlicheren Aufgabenzuschnitt lie-
gen keine Gefahren, sondern Chancen. Quali-
fikation und fachliche Souveränität auch der
Arbeiter sind Produktivkräfte, die es ver-
stärkt zu nutzen gilt.
Dies ist der Generalnenner, auf den, soweit
wir heute sehen können, die Bemühungen um
ein neues Produktionskonzept gebracht wer-
den können. Dabei muß man sich allerdings
den Wandel von Produktionskonzepten als
einen langfristigen Vorgang vorstellen, der
gerade erst in Gang gekommen ist und durch
starke Ungleichzeitigkeiten gekennzeichnet
wird; was wir sagen, steht daher unter dem
Vorbehalt, daß die endgültigen Resultate
noch nicht auf der Hand liegen. Überdies be-
stehen in inhaltlicher Hinsicht entsprechend
den markt- und produktionsökonomischen
Bedingungen, den Branchentraditionen, den

Unternehmensphilosophien usw. beträchtli-
che Variationen.

1. Automobilindustrie

Im Fall der Automobilindustrie erreicht der
Prozeß der Autonomisierung der Maschinerie
zur Zeit eine ganz neue Stufe. Daß man die
heutigen Möglichkeiten der Steuerungs-, Sen-
sor- und Verkettungstechnologie offensiv
nutzt, um trotz des gestiegenen Flexibilitäts-
bedarfs den Automationsgrad der Fertigung
dort zu halten, wo er seit langem hoch ist (me-
chanische Fertigungen, Preßwerke), und dort
zu steigern, wo er wegen mangelnder Stan-
dardisierbarkeit lange gering bleiben mußte
(Rohbaubetriebe, Montagen), steht überhaupt
nicht zur Debatte. Die hitzigen Diskussionen
um Probleme wie das der Reichweite der
Montageautomation oder des Grades über-
greifender Verkettungen bewegen sich unter-
halb der Grundsatzfrage „Autonomisierung
der Maschinerie — ja oder nein?". Die An-
sätze- des neuen' Produktionskonzeptes kon-
zentrieren sich in der Automobilindustrie auf
die Modi der Aufgabendefinition und des Per-
sonaleinsatzes — ein Gestaltungsbereich, der
um so mehr Aufmerksamkeit auf sich zieht je
klarer wird, daß trotz aller technischen Inno-
vationen die „unmanned factory" auf Jahre
hinaus eine Illusion bleiben wird. In den
durchautomatisierten Fertigungen (und dazu
zählen die mechanischen Fertigungen und
Preßwerke und nach dem jüngsten Technisie-
rungsschub vielfach nun auch die Rohbaube-
triebe) verfolgen die Unternehmen zwar im-



mer noch das Prinzip der Abspaltung und
Verselbständigung von Extremfunktionen
(nach unten: „Teile-einlegen", nach oben: In-
standhaltungsspezialisten und Qualitätsfach-
leute), doch wird in dem Bereich der dazwi-
schenliegenden Kernfunktionen nicht nur
mehr hineingepackt als früher. Insbesondere
erfolgen im Zentralbereich die Arbeitsplatz-
definitionen vielfach nach dem Prinzip der
Aufgabenintegration. Der tendentiell inte-
grierte Funktionskomplex reicht dabei von
der Korrektur der Steuerungsprogramme
über die Inbetriebnahme der Anlagen, die Si-
cherung der Versorgung (wie gesagt: außer
„Teile-einlegen") und die Überwachung des
Prozesses (wie gesagt: außer bestimmten Qua-
litätsprüfungen) bis zu den Routine-War-
tungs- und Reparaturaufgaben und gibt der
Produktionsarbeit eindeutig einen fachlichen
Zuschnitt. In den (noch?) arbeitsintensiven
Teilen der Fertigung (Montagen) sind die
Triebkräfte für Veränderungen bisher schwä-
cher, doch ist auch hier die Arbeitsteilung
zwischen Produktionsarbeit und Inspektions-
arbeit in Fluß gekommen. Der Paradigma-
wechsel in der Arbeitsgestaltung, in den Roh-
baubetrieben im Zusammenhang mit dem
massiven Einsatz der flexiblen Automation
am deutlichsten schon vollzogen und in den
mechanischen Fertigungen und Preßwerken
bereits ernsthaft erprobt, färbt sichtbar nun
auch auf die arbeitsintensiven Abteilungen
ab.

2. Werkzeugmaschinenbau

Anders als in der Automobilindustrie wird im
Werkzeugmaschinenbau das neue Produk-
tionskonzept extrem kontrovers gehandelt.
Hier umschließt es auch nicht nur den „Auf-
gabenzuschnitt" und „Arbeitseinsatz", sondern
darüber hinaus die Produktionstechnik und
das angestrebte Autonomisierungsniveau.
Strittig sind nicht die Bemühungen, durch die
Nutzung der Technologieentwicklungen der
vergangenen Jahre auch in der spanabheben-
den Fertigung in Kleinserie einen Mechani-
sierungssprung auf das Niveau teilautomati-
sierter Einzelaggregate zu etablieren und da-
mit alle unmittelbar produktionsbezogenen
Aufgaben zu technisieren (d. h. auf der Basis
der CNC-Werkzeugmaschinen insbesondere
die Mechanisierung der Peripheriefunktionen
Werkstück- und Werkzeugversorgung); die
Positionen scheiden sich aber in der Frage, ob
es sinnvoll ist, die Vollautomation mit exten-
siven Maschinenverkettungen, umfassender
Prozeßüberwachung und Selbststeuerung zu
realisieren bzw. lieber auf ein Ausreizen der
Möglichkeiten zu verzichten, weil die völlige
Unabhängigkeit von der menschlichen Inter-
vention ohnehin noch nicht zu erreichen ist.

ie Vertreter des neuen Produktionskonzepts

schrecken vor den Gefahren ineffizienter
Übertechnisierung zurück: Sie betonen einer-
seits die nach wie vor bestehenden Grenzen
der mathematischen Prozeßmodellierung ins-
besondere der Technologie-Abläufe, die auch
weiterhin ohne einen Schuß Empirie nicht op-
timal festgelegt werden können; sie verwei-
sen andererseits darauf, daß mit der automati-
schen Prozeßüberwachung — soweit sie
steuerungs- und meßtechnisch heute über-
haupt schon gelöst ist — der Aufwand für
eine umfassende Absicherung und Selbst-
steuerung gigantisch ansteigt, weil ja dem Ge-
samtprozeß damit wiederum neue Fehler-
quellen und erhöhte Sensibilisierungen bei-
gefügt würden. Gleichzeitig sehen die Neue-
rer aber auch die Chance, den nicht ersetzba-
ren Maschinenfacharbeiter, von der Notwen-
digkeit permanenter Eingriffe entbunden, mit
seiner Produktionsintelligenz durch eine Ver-
breiterung seiner Arbeitsplatzdefinition um-
fassender zu nutzen. Durch gezielte eigen-
ständige Technikentwicklungen wird diesem
Arbeitseinsatzkonzept der Boden bereitet. Zu
nennen ist hier vor allem: die Programmie-
rung und ihre steuerungstechnische Integra-
tion in die Werkzeugmaschine (die maschi-
nelle Programmierung wird verbessert und
voll für den Maschinenarbeitsplatz nutzbar
gemacht; die Programmierarbeiten werden
durch technische Hilfen und Erleichterungen
zur reinen Zusatzqualifikation deprofessiona-
lisiert; paralleles Programmieren bei laufen-
den Bearbeitungsprozessen wird ermöglicht);
die Werkzeugvoreinrichtung (spezielle Maß-
und Einstelltechniken zur Werkzeugvorein-
stellung an der Werkzeugmaschine selbst);
das Rüsten (insbesondere flexible Vorrich-
tungstechniken). Damit sind die technischen
Voraussetzungen in Angriff genommen, um
alle produktionsbezogenen Funktionen — so-
weit sie noch der menschlichen Intervention
bedürfen —, also von der Programmierung
über die Werkzeug- und Werkstückversor-
gung, die Einrichtung, Bedienung und Über-
wachung bis hin zur vorbeugenden Wartung
und ersten Instandhaltung, integriert als Ar-
beitsplatz eines Maschinenführers fassen zu
können.

3. Chemische Industrie

In der chemischen Industrie ist die Objektiva-
tion menschlicher Funktionen in technischen
Systemen schon seit der Durchsetzung teil-
automatisierter Großanlagen extrem weit
vorangeschritten; freilich blieb die Prozeß-
automatisierung (weitgehend bedient man
sich bisher noch der klassischen pneumati-
schen Regeltechnik) hinter früheren Erwar-
tungen zurück. Doch zeichnet sich nun die
Möglichkeit einer neuen Phase digitaler Pro-
zeßregelung ab (Einsatz von Mikroprozeß-



rechnern für dezentralisierte Automatisie-
rungssysteme mit hoher Leistungsfähigkeit),
bei der eine Reihe von Schranken entfallen,
die der Vollautomation bisher entgegenge-
standen hatten.

Was die tatsächliche Nutzung dieser Chance
zur erweiterten Prozeßautomatisierung an-
geht, kann man bei Management und Exper-
ten geradezu von einer Pro- und einer Kon-
trafraktion sprechen. Die Förderer setzen auf
die digitale Systemtechnik, weil sie sich da-
von eine geringere Abhängigkeit von
menschlichen Unzulänglichkeiten und Feh-
lern, damit eine präzisere Fahrweise und bes-
sere Optimierung der hochkomplexen Anla-
gen versprechen; hier bestimmt weniger das
Mißtrauen gegenüber dem Arbeiter in der
Zielperspektive besserer Herrschaftsabsiche-
rung und mehr die generelle Skepsis gegen-
über menschlichem Versagen die Kalküle.
Die Skeptiker bezweifeln den Sinn und
Zweck solcher Erwägungen unter anderem
mit dem Argument, daß die bestehenden
Mannschaften durchaus über die Fähigkeit
optimaler Prozeßführung verfügen und wei-
tere Personaleinsparungen nicht mehr mög-
lich sind.

Einig ist man sich in der Großchemie aber im
Hinblick auf die arbeitsorganisatorische
Funktionsgestaltung. Die Abkehr vom alther-
gebrachten Prinzip strenger Arbeitsteilung ist
bereits vollzogen worden; in wachsendem
Umfang hat man arbeitsorganisatorische Re-
gelungen eingeführt, die dem Modell „Perso-
nalminimierung durch Funktionsverschmel-
zung und Qualifizierung" entsprechen. Beim
Produktionspersonal zeigte sich dieser neue
Stil vor allem daran, daß die nach dem Schlie-
ßen der Mechanisierungslücken verbliebenen
Funktionen der Prozeßkontrolle und Regulie-
rung im Arbeitsplatz des Anlagenfahrers, der
nun alle Vor-Ort-Arbeit in den Anlagen und
die Tätigkeiten in der Meßwarte ausführt, ge-
bündelt wurden. Es war nicht zuletzt auch der
Gedanke, sich von der Qualifikationsseite her
die Option für ein solches Modell der Organi-
sation von Produktionsarbeit zu sichern, der
in die Entscheidung hineinspielt, die Ausbil-
dungskapazitäten für Chemiefacharbeiter ra-
dikal hochzufahren.

Im Instandhaltungsbereich gibt es ebenfalls
Indizien für arbeitsorganisatorische Lösun-
gen, die in dieselbe Richtung weisen. Als
neue Zielgröße der Instandhaltungsorganisa-
tion ist mehr Elastizität durch Abbau berufli-
cher Demarkationen in die Diskussion ge-
bracht worden (etwa durch Lockerung der
Grenzziehung zwischen Produktions- und In-
standhaltungsarbeit, aber auch durch Integra-
tion im Instandhaltungsbereich, z. B. durch
Zusammenfügen von elektrotechnischer und

meß- und regeltechnischer Instandhaltung in
einer Prozeßleittechnik).
Wie immer die Entscheidungen im Hinblick
auf die Anwendung der digitalen Systemtech-
nik ausfallen werden: In der Frage integrier-
ter Aufgabendefinitionen wird das Rad nicht
wieder zurückgedreht. Beim stärkeren Vor-
dringen der digitalen Systemtechnik dürften
sogar die neuen Lösungen in der Instandhal.
tung einen gewissen Push bekommen, wäh-
rend im Produktionsbereich nach einer Zwi-
schenphase zeitweilig verstärkter Arbeitstei-
lung (Chemiefacharbeiter in der Meßwarte
versus angelernte Chemiearbeiter vor Ort)
der Chemiefacharbeiter zur Norm und die In-
tegration zwischen Außen- und Innenarbeit
zur Regel werden dürfte.
Daß sich gerade in der Automobilindustrie,
im Werkzeugmaschinenbau und in der groß-
chemischen Industrie die neuen Produktions-
konzepte durchzusetzen beginnen, sehen wir
nicht zuletzt im ökonomischen Fundament
und in den Zukunftsperspektiven dieser Indu-
striezweige begründet. In unterschiedlichem
Ausmaß hat die „Krise der Wachstumsökono-
mie" zwar auch an diesen Industrien genagt,
doch bestand und besteht genug Substanz für
eine nach vorne gerichtete Strategie, wie sie
in den neuen Produktionskonzepten zum
Ausdruck kommt Ökonomische Potenz bildet
ohne Zweifel eine notwendige Voraussetzung
für einen weittragenden Sprung in Richtung
Modernisierung der Produktionsapparate und
damit zusammenhängender Produktinnova-
tionen. Deswegen scheint es uns angebracht
in den industriellen Kernsektoren insgesämt,
also im Zentralbereich der Industrieproduk-
tion, soweit er nach wie vor auf halbwegs soli-
den Beinen steht, das Experimentier- und Dif-
fusionsfeld der neuen Produktionskonzepte
zu sehen. Das bedeutet umgekehrt: Unsere
These von den neuen Produktionskonzepten
ist keine Aussage über den industriellen Sek-
tor. Sie gilt nur für das funktionierende Zen-
trum der Industrieproduktion.
Daß in diesen Industrien neue Produktions-
konzepte eine Bewährungschance bekom-
men, hat u. E. mit einer umfassenden Umgrup-
pierung und Neubewertung der Verwertungs-
bedingungen zu tun und läßt sich nicht etwa
nur technologisch begründen. Das Umdenken
in Richtung neuer arbeitspolitischer Kon-
zepte erhält aber um so mehr Anstöße, je
mehr neue Technologien Anwendung finden.
Das hängt besonders damit zusammen, daß
(von stark rückläufigen Bedienungspositionen
abgesehen) an automatisierten Großanlagen
oft kein Platz mehr ist für ganz und gar un-
qualifiziertes Personal. Auch in der Fertigung
in welchem Ausmaß immer, wird der ge-
schickte, diagnosefähige, verhaltenssouve-
räne Arbeiter gebraucht



II. Breitere Qualifikationsnachfrage
Die arbeitssoziologische Bedeutung einer
Produktionsgestaltung nach dem Muster der
neuen Konzepte liegt darin, daß diese nur un-
ter der Voraussetzung einer Wiedereinfüh-
rung und Verankerung von Produktionsintel-
ligenz praktiziert werden können. Kapitalver-
wertung selbst erfordert den Umbruch in der
Nutzung von Arbeitskraft. Je mehr die Pro-
duktkonzeption auf die Erzeugung hochkom-
plexer, sich schnell wandelnder Qualitätsarti-
kel hinausläuft und die Produktionskonzepte
auf den breitflächigen Einsatz der neuen
Technologien abzielen, desto mehr bietet sich
als optimales Arbeitseinsatzkonzept der ganz-
heitlichere Aufgabenzuschnitt und die brei-
tere Verwendung von Qualifikationen an. In
der Frage, wo im Betrieb die produktionsnot-
wendige Intelligenz verankert werden soll: al-
lein in werkstatt-externen Planungs- und Dis-
positionsagenturen, denen eine rein ausfüh-
rende Fertigung ohne jede Kompetenz und
Qualifikation gegenübersteht (das wäre die
Fortschreibung alter Linien), oder aber auch
in der Produktion selbst, deren Know how
und Erfahrung nicht als ärgerliches Residu-
um, sondern als unverzichtbarer Bestandteil
der Produktivkraftentwicklung anerkannt

wäre (das sind die neuen Produktionskonzep-
te), gewinnt die zweite Position allmählich die
Oberhand. Höhere Produktivität ist unter den
gegenwärtigen Umständen ohne pflegliche-
ren, „aufgeklärteren" Umgang mit der lebendi-
gen Arbeit nicht zu bekommen — das ist eine
Erfahrung, die auch die Unternehmen ma-
chen müssen.
Je nach konkreter Ausprägung der neuen
Produktionskonzepte weisen die Arbeitsver-
änderungen, die wir hier im Auge haben, un-
terschiedliche Konturen auf. Bezieht man sich
wiederum auf die drei Bereiche, in denen wir
hauptsächlich empirisch gearbeitet haben, so
sind in bezug auf die vorherrschenden Ar-
beits- bzw. Berufstypen und deren Qualifika-
tionsprofile die in der Übersicht 2 zusammen-
gefaßten Differenzierungen angebracht.
Diese Entwicklungen stellen für die Zukunft
der Industriearbeit sicher keine Marginalien
dar; es geht um den Erhalt bzw. die Reetablie-
rung von Facharbeit. Unter dem Einfluß der
neuen Produktionskonzepte könnte die Ent-
wicklung in einem wichtigen Teil der indu-
striellen Produktion auf das Ende der Arbeits-
teilung hinauslaufen.



III. Traditionalisten versus Modernisten
Der augenfällige Sachverhalt, daß um die
Konkreta der betrieblichen Produktionskon-
zepte im Management Linienauseinanderset-
zungen geführt werden, stellt keine Margina-
lie dar, die wir vernachlässigen könnten. Es
ist ein Desiderat der Industriesoziologie, daß
sie nicht auch über eine entfaltete Manage-
mentsoziologie verfügt Diese Lücke behin-
dert uns in einer Periode grundlegenden
Wandels, in der veränderte Verwertungsbe-
dingungen und Interpretationen die Suche
nach geeigneten Produktionskonzepten sti-
mulieren, in besonderem Maße. Solche Über-
gangszeiten sind dadurch gekennzeichnet,
daß den allgemeinen Kapitalinteressen kein
blockartiges, stromlinienförmiges Kapitalver-
halten korrespondiert, sondern die Verwer-
tungsprämisse nach neuen Einlösungen sucht.
Unterschiedliche positioneile, funktionelle
und professionelle Interessenlagen bekom-
men in diesem Prozeß der Suche, Erprobung
und Verallgemeinerung gleichermaßen Be-
deutung wie generationsspezifische Erfah-
rungsunterschiede und differierende „Philoso-
phien". Die Beachtung dieser Einflüsse ist
nicht nur eine Frage einer differenzierten,
treffsicheren Analyse. Man muß die Dynamik

solcher Übergangsprozesse in den Griff be-
kommen, will man Weichen stellen und Ver-
bündete ausmachen, über die Gestaltungs.
Überlegungen aus anderer Interessensicht in
die betrieblichen Definitionsvorgänge wir-
kungsvoll eingebracht werden können. Um es
an unserem Untersuchungsfeld zu konkreti-
sieren: Die Unterscheidung zwischen den
Traditionalisten im Sinne der Bewahrer for.
distischer Strukturen und den Modernisten in
der Automobilindustrie, zwischen den Ver-
fechtern eines technokratisch-bornierten und
eines empirisch-unideologischen Produkti-
onskonzepts im Werkzeugmaschinenbau, zwi-
schen den Promotern und Skeptikern gegen-
über radikaler Digitalisierung in der chemi-
schen Industrie ist auch von praktisch-politi-
scher Relevanz. Sie macht Frontstellungen in
einer noch halbwegs offenen Situation deut-
lich, die zu nutzen unter Gesichtspunkten des
Arbeitnehmerinteresses von Belang ist. Statt
Interventionen gegenüber Rationalisierung
durch eine hermetische Sichtweise abzublok-
ken, werden Kräftekonstellationen sichtbar,
an die im bargaining um Rationalisierung an-
geknüpft werden kann.

IV. Forderungen der Belegschaften
Auch wenn wir hier nur von Belegschaften
sprechen, deren Betriebe noch Perspektiven
haben und wo nicht die Angst ums schlichte
ökonomische überleben alles erdrückt, so ist
angesichts von Arbeitslosigkeit und fehlen-
den Wachstums natürlich auch ihnen die Be-
drohungsqualität des technisch-organisatori-
schen Wandels präsent. Gerade wegen der
allgemeinen ökonomischen Lage spüren sie
aber doppelt stark ihr Angewiesensein auf
den eigenen Betrieb. Je funktionstüchtiger
und konkurrenzfähiger er ist, um so mehr
wird er für sie zur Rettungsinsel. Wie immer
ihre Haltung gegenüber Rationalisierung
konkret aussieht: Durchweg treffen wir heute
auf einen modus vivendi, der es den Arbei-
tern erlaubt, ihre an sich gewachsene Grund-
skepsis gegenüber Automatisierung mit der
Hinnahme, teils sogar Förderung betriebli-
cher Innovation zu vereinbaren. Denn mit den
neuen Produktionskonzepten werden vielen
Arbeitern in den industriellen Kernbereichen
Offerten gemacht; die höhere Attraktivität
der verbleibenden Arbeit bietet bessere
Chancen für ein Arrangement mit Rationali-
sierung. Zugleich liegt in der größeren Wert-
schätzung der lebendigen Arbeit durch die
Betriebe für die Beschäftigten eine Möglich-
keit, den Druck auf die Arbeitskonditionen

einschließlich der Arbeitsplatzsicherheit ab-
zufangen. Weil der Unternehmer mit den Ar-
beitern modernisieren will, muß er auch et-
was bieten. Deswegen können die Belegschaf-
ten und ihre Vertretungen auch einen Preis
fürs Mitspielen im betrieblichen Prozeß der
Modernisierung fordern.

Bezogen auf die allgemeine Betriebspolitik
heißen die verbreitesten Forderungen:
— Entlassungsschutz bzw. akzeptable Über-
gangsregelungen; bei unabweislichem Perso-
nalabbau gesicherte und finanziell tragbare
Frühverrentung; „Arbeitszeitverkürzung“ als
Antwort auf Arbeitsplatzvernichtung;
— Besitzstandssicherung bei innerbetriebli-
chen Umsetzungen;
— Beteiligung am Rationalisierungsgewinn
als Ausgleich für übernommene Risiken und
Lasten und als Anspruch an Produktivitäts-
steigerungen.
Hinsichtlich der Ausgestaltung der Moderni-
sierung stießen wir auf folgende Erwägun-
gen:
— Anspruchsvolle Arbeitsplatzdefinitionen
für möglichst viele Arbeiter; d. h. keine Bün-
delung der Qualifikationseffekte für kleine
Spezialistentruppen, wie es oft Betriebspraxis



ist; mutiges Ausschöpfen der erweiterten Ge-
samtmasse qualifizierterer Funktionen.
— Ausrichtung der Bildungsinhalte an einem
umfassenden Qualifikationsbegriff; d. h. keine
Beschränkung auf prozeßspezifische Fähig-
keiten, worauf sich viele Betriebe zunächst zu
beschränken suchen. Orientierung an souve-
räner Berufsarbeit; vielfältige berufliche wie
private Anwendbarkeit der Kenntnisse und
Fähigkeiten.
— Verpflichtung auf den Leistungskompro-
miß; d. h. keine einseitige Festlegung der Lei-
stungsanforderungen, wie dies in der heuti-
gen betrieblichen Praxis oft geschieht und zu
gravierender Arbeitsintensivierung gerade an
den neuen Arbeitsplätzen führt.
Auf Vorstellungen von einer „alternativen“
Rationalisierung, die für die technisch-organi-

satorische Gestaltung der Produktion die
Verwertungsprämisse nicht mehr gelten las-
sen will, sind wir bei den Arbeitern und Be-
triebsräten in den untersuchten Betrieben als
relevanten Politikansatz nicht gestoßen. Ihr
Kampf geht um die angemessene Beteiligung
an betrieblicher Rationalisierung, wie sie
heute stattfindet, und die systematische Ein-
beziehung von Beschäftigteninteressen in die
betrieblichen Modernisierungsstrategien.

Ihre Forderungen setzen also dort an, wo die
positiven Wirkungen des neuen Produktions-
konzepts für die Beschäftigten durch deren
einzelwirtschaftliche Einbindung begrenzt
bleiben. Ein politisches Programm, welches
Modernisierung über ihre betriebliche Bor-
niertheit hinaustreiben will, könnte an diesen
Belegschaftsforderungen anknüpfen.

Die neuen Produktionskonzepte markieren in
unserem Verständnis den wahrscheinlichen
Entwicklungspfad allein der industriellen
Kernsektoren. Sie sind ein wichtiger Bestand-
teil von deren Versuch, den Kopf aus der
Schlinge der Krise zu ziehen und im nationa-
len wie internationalen Wettbewerb den Bo-
den unter den Füßen zu halten oder wieder-
zubekommen. Am anderen Pol stehen die kri-
senbestimmten Branchen, die heute kaum
noch eine Perspektive haben und in denen es
ums nackte ökonomische überleben geht: vor
allem also die Werften, die Stahlindustrie, der
Bergbau. In diesen industriellen Krisensekto-
ren ist wenig Platz für die Idee neuer Produk-
tionskonzepte: Ihr Überlebenskampf steht un-
ter dem Zeichen der Abwicklung von Kapazi-
tätsabbau und Stillegungen.
Innerhalb der Arbeiterschaft spiegeln sich
diese ökonomischen Strukturen in einer Ver-
festigung interner Grenzlinien wider. Für die
innere Dynamik des sich herausbildenden So-
zialgefüges scheinen uns vier Konstellationen
und Gruppen von besonderer Bedeutung:
Erste Gruppe: Die personellen Träger der
neuen Produktionskonzepte sind moderne
Produktionsfacharbeiter, Instandhaltungsspe-
zialisten, außerdem das ganze Umfeld derer,
dm allmählich in solche Positionen einrücken
könnten. Sie sind die Rationalisierungsgewin-
ner. Im Rationalisierungsprozeß ist ihr Ver-
halten das der Mitspieler, der Protagonisten
der betrieblichen Umgestaltung; sie haben ei-
Den hohen betrieblichen Status und können
für sich Gratifikationen reklamieren. Aus der
avisierten Entwicklung dürften sie sogar mit
■ achtzugewinn herauskommen.
Zweite Gruppe: Dazu zählen die Arbeiter
auf den traditionellen Arbeitsplätzen in den

V. Wandel des Sozialgefüges
Kernsektoren, die aber wegen persönlicher
Merkmale — fortgeschrittenes Alter, keine
polyvalenten Qualifikationen — für einen Ar-
beitseinsatz nach dem neuen Produktions-
konzept den Betrieben nicht attraktiv er-
scheinen. Ihr Verhalten im Rationalisierungs-
prozeß dürfte das der Rationalisierungsdulder
sein. Sie sind zwar überwiegend durch Tarif-
vertrag und Betriebsvereinbarung vor dem
Schlimmsten geschützt, doch ist ihre Interes-
senwahrnehmung gehemmt, weil für sie alle-
mal die Gefahr besteht, ausgefiltert zu wer-
den. Die Kämpfe bei Talbot 1983 zeigen die
Brisanz, die entsteht, wenn die Beschäftigten-
interessen dieser Gruppe betrieblich nicht
mehr eingelöst werden und sie dadurch ganz
auf die Verliererstraße geraten.

Dritte Gruppe: Hierzu zählen die Arbeiter
in den krisenbestimmten Branchen; sie sind
schon Verlierer. Bei kollektiver Betroffenheit,
d. h. bei Betriebsstillegungen, ist hier ein sehr
hohes Aktivitätspotential gegeben. Die Be-
triebsbesetzungen in der Werftindustrie 1983
deuten dies an. Das Verhalten dieser Grup-
pen im Rationalisierungsprozeß ist zumeist
nicht gegen betriebliche Rationalisierung ge-
richtet, sondern gegen „falsche" Betriebskon-
zepte bzw. gegen den gänzlichen Verzicht auf
Rationalisierungsbemühungen, die das über-
leben des Betriebes vielleicht sichern könn-

'ten.

Vierte Gruppe: Hierzu gehören die Risiko-
träger am Arbeitsmarkt und vor allem die
Dauerarbeitslosen. Sie werden noch stärker
ins Ghetto der Dauerarbeitslosigkeit ver-
bannt, weil mit den neuen Produktionskon-
zepten die Außenabschottung der Betriebe
ebenso wächst wie die spezifischen Qualifika-



tionsnachfragen. Ein konkreter Bezug auf be-
triebliche Rationalisierungskonzepte fällt bei
dieser Gruppe zwangsläufig weg.

Das Ende der Arbeitsteilung im Inneren der
Zentren der Industrieproduktion fällt also zu-
sammen mit einer tendenziellen Verschär-
fung der Abgrenzung nach außen. Deshalb

sprechen wir auch von der Segmentierung als
einer neuen Variante der Polarisierung. Seit
den unmittelbaren Nachkriegsjahren waren
die Lageunterschiede innerhalb der Arbeiter-
schaft noch nie so groß wie jetzt; noch nie
sind die mit industrieller Arbeit verknüpften
Risiken und Chancen unter den Arbeitern so
unterschiedlich verteilt gewesen wie heute.

VI. Modernisierung — ein Weg zu gesellschaftlichem Fortschritt?
Es ist dieses Novum, das uns dazu veranlaßt,
im Hinblick auf die gegenwärtige Phase der
gesellschaftlichen Entwicklung den Begriff
der Neoindustrialisierung einzuführen —
Neo- in Abgrenzung zu Reindustrialisierung,
einem durch einen korporativistischen Poli-
tikansatz zur Förderung des vernachlässigten
Investitionsgütersektors in den USA plötzlich
hochgespielten Terminus. Reindustrialisie-
rung redet der Wiederentdeckung der indu-
striellen Kernsektoren das Wort und fordert
ausschließlich Erneuerung der Infrastruktur
auf der Basis der neuen Technologien. Neoin-
dustrialisierung soll mehr ausdrücken: Eine
an die Substanz gehende Neufassung des Be-
griffs kapitalistischer Rationalisierung. Der
Prozeß, den wir damit benennen wollen,
meint nicht Restitution von Bekanntem, son-
dern Eindringen in Neuland — neue Produk-
tionskonzepte auch und gerade durch einen
anderen Umgang mit der lebendigen Arbeit.
Neoindustrialisierung verstehen wir entspre-
chend nicht als technologisches Phänomen,
sondern als einen komplexen Umbruch der
Industriestruktur, für den uns der arbeitspoli-
tische Paradigmenwechsel in den Betrieben
konstitutiv zu sein scheint.

Obgleich wir die Eingebundenheit der neuen
Produktionskonzepte in die industriellen
Kernsektoren sehen müssen, markiert ihre
Entstehung und Verallgemeinerung einen
Vorgang von übersektoraler, man kann ruhig
sagen: gesellschaftlicher Bedeutung. Im Gra-
vitationsfeld jener Prozesse, die hier in Rede
stehen, werden die Reproduktionsmöglichkei-
ten und Lebenschancen innerhalb der Gesell-
schaft umverteilt. In dem Maße, in dem auf

der Grundlage der neuen Produktionskon-
zepte die Modernisierung der industriellen
Kernsektoren gelingt, werden diese Bereiche
zu ökonomischen Machtzentren, aus denen
für jeden etwas abfällt, der zu ihnen Zugang
hat und behält. Auch wenn hinter den krisen-
haften Zuspitzungen in den Grenzsektoren
industrieller Produktion und im Arbeitslosen-
Segment des Arbeitsmarktes ein ganzes Bün-
del von Gründen steckt: Am Elend dieser Be-
reiche ist die Modernisierung der industriel-
len Kernsektoren als eine Ursache durchaus
mitbeteiligt. Teils sind es die Abwälzungsstra-
tegien, mit denen die mächtigen Kernsekto-
ren einen Teil der „Kosten“ ihrer Modernisie-
rungserfolge „sozialisieren"; teils sind es aber
auch Abschottungspraktiken, mit denen sich
die Branchen des Kernbereichs einer solidari-
schen Übernahme gesellschaftlicher Aufga-
ben entziehen. Das Vorhandensein solcher
Mechanismen bedeutet allemal, daß die Kern-
sektoren in einem gewissen Maße zu Lasten
anderer Bereiche gedeihen.

In diesen disparitären Lebensverhältnissen
sind große Probleme der gesellschaftlichen
Integration begründet. Wenn die von uns be-
obachteten Segmentierungstendenzen weiter
verstärkt und verfestigt werden, dann wird
Neoindustrialisierung in die sogenannte
Zwei-Drittel-Gesellschaft einmünden. Ge-
länge es aber, durch eine am Begriff gesamt-
gesellschaftlicher Rationalität orientierte Po-
litik der Modernisierung die disparitären, be-
trieblich bornierten Momente auszugleichen,
dann könnte Neoindustrialisierung langfristig
zu gesellschaftlichem Fortschritt führen.



Ursula Feist/Dieter Fröhlich/Hubert Krieger: Die politischen Einstellungen
von Arbeitslosen. Zwischen Protest und Resignation
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/84, S. 3—17

ökonomische Krisen und politische Radikalisierung sind eine historische deutsche Erfah-
rung; dafür steht das Trauma eines Hitler-Deutschlands, aber auch das Intermezzo der
NPD in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. Anfang der achtziger Jahre ist die
Arbeitslosenzahl so hoch wie nie zuvor im Nachkriegsdeutschland; Prognosen sprechen
von einer noch wachsenden Zahl. Wie verarbeitet das politische System die Dauerarbeits-
losigkeit? Wie reagieren die Betroffenen?
Auf der Grundlage von Repräsentativerhebungen aus den Jahren 1980 bis 1984 setzt sich
der Beitrag mit systemimmanenter und systemkritischer Verarbeitung der ökonomischen
Krisenerfahrung auseinander. Im Hinblick auf aktive Reaktionsformen innerhalb des vor-
gegebenen Systems werden die „Anti-Regierungshaltung" sowie die „Klientelbeziehung"
als mögliche politische Verhaltensvarianten behandelt. Als systemnegierend im Sinne
einer Protesthaltung wird die Neigung, sich von den etablierten Parteien abzuwenden,
klassifiziert. In diesem Zusammenhang werden das Potential der GRÜNEN und ihre
Attraktivität für Arbeitslose wie auch das latente Potential an den Rändern des Parteien-
spektrums untersucht. Die Analyse kommt zu dem Schluß, daß die Klientelbeziehung zwi-
schen SPD und Arbeitslosen, am Ende der sozialliberalen Regierungsära zwar belastet,
heute wieder einen Großteil der Arbeitslosen in das politische System einbindet. Arbeits-
lose im CDU/CSU-Lager dagegen reagieren mit spürbarem Loyalitätsentzug. Als Auffang-
becken für das Protestpotential bieten sich DIE GRÜNEN in ihrer ambivalenten Rolle
zwischen sozialer Bewegung und systemkritischer Parlamentspartei an. Ihren Einzug in
den Bundestag 1983 verdanken sie bereits der „kritischen Masse“ unter den Arbeitslosen.
Seither ist das latente Protestpotential unter den Arbeitslosen gewachsen. Es ist auf der
politischen Linken doppelt so groß wie auf der Rechten, weil hier offenbar ein entspre-
chendes ideologisches und organisatorisches Politikangebot fehlt. Aber Bonn ist nicht
Weimar: Das Gesamtsystem blieb gegen politische Radikalisierung bislang immun. Die
glatte Oberfläche relativer politischer Stabilität in der Bundesrepublik trotz der langan-
haltenden Krise zeigt indessen erste Risse.

Ulrich Brasche: Strukturwandel am Arbeitsmarkt. Analyse und Voraus-
schau
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/84, S. 18—30

Verlangsamtes Wirtschaftswachstum und verschärfte Arbeitsmarktprobleme haben die
Aufmerksamkeit auf Strukturprobleme am Arbeitsmarkt gelenkt. Arbeitskräfteangebot
und -nachfrage auf den einzelnen berufsfachlichen Teilarbeitsmärkten haben sich im ver-
gangenen Jahrzehnt sehr unterschiedlich entwickelt. Der Strukturwandel mit seiner Ver-
schiebung der Beschäftigungsschwerpunkte zu den Dienstleistungsberuferi hat dabei die
Zahl der „Frauenarbeitsplätze" per Saldo weniger stark verringert als die der Männer. Zur
Einschätzung der Beschäftigungsaussichten in einzelnen Berufen werden die Arbeits-
marktpositionen ermittelt. Rund 40v.H. aller Erwerbstätigen waren 1982 in Berufen mit
günstiger Arbeitsmarktposition tätig; dies waren überwiegend Dienstleistungsberufe. Fast
die Hälfte aller Erwerbstätigen arbeitete allerdings in Berufen mit kritischer oder gar
ungünstiger Arbeitsmarktposition. Hier zeigen sich auch häufig verschlechterte Erwerbs-
chancen für ausgebildete Jugendliche, die bei hohem Überangebot an Arbeitskräften vor
einer „geschlossenen Gesellschaft" stehen. Diese Vergangenheitstrends können nicht in
die Zukunft verlängert werden. Es besteht ein Mißverhältnis zwischen dem Bedarf an
Zukunftsaussagen über einzelne Berufe und der Möglichkeit, solche Prognosen mit ver-
tretbarer Zuverlässigkeit auszustatten. Dennoch können Teilaspekte, die sich auf die
künftigen Beschäftigungsaussichten auswirken, erfaßt werden. Dazu werden unter verein-
fachenden Annahmen das künftige Neuangebot sowie die altersbedingten Abgänge aus
dem Erwerbsleben differenziert nach Berufen berechnet. Die Gegenüberstellung der bei-
den Größen in einem Saldo ist nicht als Prognose von Überschuß oder Mangel zu interpre-
tieren; vielmehr zeigt der Saldo an, in welchen Berufen und in welcher Größenordnung
sich ein Bedarf zur Anpassung von Angebot und Nachfrage ergibt.
Zusammenfassend ist zu sagen, daß vor dem Hintergrund anhaltend hoher Arbeitslosig-
keit sich gerade bei denjenigen Berufen die Ungleichgewichte zu verschärfen drohen, für
die verstärkt ausgebildet wurde. Es ist zu befürchten, daß bei künftigen Verteilungskämp-
fen um knappe Erwerbschancen die Schwächeren abgedrängt werden. Die Teilung der
Erwerbsgesellschaft in einen „vollbeschäftigten" Bereich und einen „Randbereich" mit
kurzfristiger, meist unterwertiger Beschäftigung sowie kumulativen Arbeitsmarktrisiken
mit geringem Lebensstandard wird sich dann verfestigen.



Horst Kern/Michael Schumann: Industriearbeit im Umbruch. Versuch einer
Voraussage
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/84, S. 31—38

Aus einer neuen industriesoziologischen Studie über die Rationalisierungsentwicklungen
in den industriellen Kernsektoren werden die zentralen Befunde vorgestellt Neben der
noch gesteigerten Freisetzungspotenz zeigt sich ein zweites neues Moment der Rationali-
sierungsbewegung: eine grundlegende arbeitspolitische Neuorientierung bei der Nutzung
der verbleibenden Arbeitskräfte. In den Unternehmen setzt sich die Einsicht durch, daß
die tradtitionelle, tayloristisch-restriktive Arbeitsgestaltung wichtige Produktivitätspoten-
tiale verschenkt. Die neuen Produktionskonzepte nutzen die Erfahrung der Arbeiter und
verlangen mehr Qualifikation. Gefragt ist der geschickte, diagnosefähige, verhaltenssi-
chere Arbeiter. Mit diesem arbeitspolitischem Ansatz geht es also um den Erhalt bzw. die
Reetablierung von Produktionsfacharbeit.
Allerdings ist dieser Wandel von Produktionskonzepten als ein langfristiger Vorgang zu
begreifen, der gerade erst in Gang gekommen ist, von Ungleichzeitigkeiten geprägt wird
und inhaltlich entsprechend den markt- und produktionsökonomischen Bedingungen, den
Branchentraditionen, den Unternehmensphilosophien usw. betriebliche Variationen auf-
weist. Die Belegschaften sehen in den neuen Produktionskonzepten verbesserte Chancen
für ein Arrangement mit betrieblicher Rationalisierung. Ihre Forderungen setzen dort an,
wo die positiven Wirkungen der neuen Konzepte für die Beschäftigten durch deren ein-
zelwirtschaftliche Einbindung begrenzt bleiben.
Insgesamt fällt dieser arbeitspolitische Wandel, der im Innern der Zentren der Industrie-
produktion ein Ende der Arbeitsteilung bedeuten könnte, zusammen mit einer tendenziel-
len Verschärfung der Abgrenzung dieser Sektoren nach außen; Segmentierung als neue
Variante der Polarisierung wird sichtbar. Insofern bleibt es fragwürdig, ob die Modernisie-
rung gesellschaftlichem Fortschritt den Weg bereitet.
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